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Begriindung zur 4. Anderung B-Plan Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*
Stand: Satzungsbeschluss

1. Vorbemerkungen
Am 28.09.2017 fasste der Rat der Kreis- und Hochschulstadt Meschede den Beschluss zur Aufstellung

der 4. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe* - zwischen Lieg-

nitzer Strale und Gorlitzer Strale und beauftragte den Biirgermeister, das Bauleitplanverfahren gem.
§ 13a Baugesetzbuch (BauGB) nach den (Verfahrens-) Regeln fir ,Bebauungspléne der Innenentwick-
lung® im beschleunigten Verfahren in Verbindung mit § 13 BauGB ,Vereinfachtes Verfahren durchzufih-
ren, wobei auch eine friihzeitige Blrgerinformationsveranstaltung zu den Zielen und Inhalten der Bauleit-

planung durchzufiihren ist.

Das Amtsblatt Nr. 12 vom 05.10.2017 enthielt die Bekanntmachung der friihzeitigen Beteiligung der Of-
fentlichkeit sowie Trager 6ffentlicher Belange und Behdrden gem. § 13a Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 2 i.V.m.
§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB vom 06.10.2017 bis 06.11.2017 und den Zeitpunkt der Burgerinformati-
onsveranstaltung am 12.10.2017. Zusatzlich informierte die Kreis- und Hochschulstadt Meschede mit
Schreiben vom 05.10.2017

e Die Eigentimerschaften der im Geltungsbereich der 0.g. Bauleitplanung gelegenen Grundstiicke

und

¢ Die Eigentimerschaften der angrenzenden Grundstiicke
von der Birgerinformationsveranstaltung und dem Beteiligungszeitraum und bat um Abgabe einer Stel-
lungnahme. Mit Schreiben vom 05.10.2017 informierte die Kreis- und Hochschulstadt Meschede ferner
die Behorden und Trager offentlicher Belange entsprechend und bat diese um Abgabe einer Stellung-
nahme. Die Burgerinformationsveranstaltung fand am Donnerstag, dem 12.10.2017 um 19 Uhr im Scht-
zenhaus-Nord, Von-Westphalen-Stralie 42, 59872 Meschede statt.

Wahrend der Birgerinformationsveranstaltung duf3erten die Anwesenden keine Anregungen, die als zu-
satzliche Stellungnahme wahrend der Beteiligung zu werten und behandeln sind. Die anderen dort vor-
gebrachten Anmerkungen befassen sich mit Themen aulRerhalb des Geltungsbereiches oder waren in-
haltliche Fachfragen, die auRerhalb des Bauleitplanverfahrens im Zuge der Verwaltungsarbeit zu behan-

deln sind.

Wahrend der frihzeitigen Beteiligung sind 13 Stellungnahmen eingegangen, davon enthielten 9 Stellung-
nahmen substanzielle Anregungen (Festsetzung von Flachen fir ein Regenrickhaltebecken, Festsetzung
eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes fiir das sudliche Baufenster im Egerweg, Festsetzung, dass nur
Einzelhauser zulassig sind, Aufnahme eines Hinweises zum Umgang mit Oberboden (Mutterboden) und
Kampfmitteln, Aufnahme eines Hinweises zur Anbauverbots- und Anbaubeschrankungszone gem. Bun-
desfernstralengesetz (FstrG) sowie Darstellung der Zonen in der Planzeichnung, Prazisieren der Gestal-

tungsvorgaben bezogen auf farbliche Vorgaben, Textliche Festsetzung von Artenschutzmalinahmen).

Der Rat der Kreis- und Hochschulstadt Meschede fasste am 03.05.2018 den Auslegungsbeschluss und
beauftragte den Burgermeister, die 6ffentliche Auslegung gem. § 13 a Abs. 2i.V.m. § 13 Abs. 2i.V.m. § 3
Abs. 2 BauGB durchzufiihren sowie die Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange gem. § 13 a Abs. 2i.V.m. § 13 Abs. 2i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB einzuholen.
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Begriindung zur 4. Anderung B-Plan Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*
Stand: Satzungsbeschluss

Wahrend der offentlichen Auslegung vom 15.05.2018 bis 14.06.2018 sind 8 Stellungnahmen eingegan-

gen. Davon beinhaltete keine Stellungnahme substanzielle Anregungen.

Am 27.09.2018 fasste der Rat der Kreis- und Hochschulstadt Meschede den Satzungsbeschluss gem.
§ 10 Abs. 1 BauGB.

Zum Begqriff ,Innenentwicklung” und zu weiteren Voraussetzungen:

Dem Begriff ,Innenentwicklung® unterfallen nicht nur MalRnahmen der Nachverdichtung und der Brachfla-

chenentwicklung, sondern auch ,andere MalBnahmen*i. S. eines Auffangtatbestandes wie z. B.

a. Anpassungen an heutige Nutzungsanforderungen

b. Sicherung vorhandener stadtebaulicher Strukturen in bauplanungsrechtlicher Hinsicht

c. Sicherung vorhandener stadtebaulicher Strukturen, indem nur in wenigen Beziehungen die bau-
und planungsrechtlichen Zulassigkeitsregelungen geadndert werden

d. Anderung oder Beschrankung von Nutzungen

e. MalRnahmen der Stadterneuerung und Sanierung

f. MaRnahmen des Stadtumbaus

auf einer relativ kleinen Grundflache. Im vorliegenden Fall handelt es sich um die Fallgestaltungen, die

vorstehend unter a. und c. abgelegt sind.

Das Verfahren des § 13a BauGB erméachtigt zum Verzicht auf verschiedene Priifungsvorgange und Dar-

legungslasten. Es entfallt

o die Umweltprifung,

o die Niederlegung eines Umweltberichtes,

¢ die Angabe, welche Umweltinformationen verfigbar sind,

o die zusammenfassende Erklarung gem. § 10a Abs. 1 BauGB und

e die Uberwachung der Umweltauswirkungen nach § 4c BauGB.

Es entfallt in diesem Verfahren weiterhin grundséatzlich die Festsetzung von AusgleichsmaRnahmen flr
Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB.

2. Anlass und Zielsetzung der Bebauungsplanidnderung; Begriindung zur Abgrenzung des Gel-

tungsbereiches

Der Bereich nordlich der Liegnitzer Stralle ist seit 1990 Gegenstand des Bebauungsplanes Nr. 31 b
»Schutzenhaus-Nord / Liegnitzer Stral3e“, wurde aber in Teilbereichen noch nicht erschlossen. Aufgrund
des derzeitigen Wohnflachenbedarfs im Mescheder Norden hat ein ErschlieRungstrager (im Folgenden
Investor genannt) die noch unbebauten Grundstiicke Gemarkung Meschede-Stadt, Flur 2, Flurstiicke 594
und 524 erworben und plant diese zu erschlief3en sowie zu vermarkten. In diesem Zusammenhang stellte

sich heraus, dass sowohl die ErschlieBungsdimension als auch die Vorgaben zum Malf} der baulichen
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Begriindung zur 4. Anderung B-Plan Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*
Stand: Satzungsbeschluss

Nutzung und zur Baugestaltung nicht mehr den heutigen Ansprichen an ein modernes Wohnen entspre-

chen. In der Folge stellte der Investor mit Schreiben vom 27.06.2017 einen Antrag auf Bauleitplanung.

Der Rat der Kreis- und Hochschulstadt Meschede fasste am 28.09.2017 einen Aufstellungsbeschluss fir

die Anderung des bestehenden Bebauungsplanes Nr. 31 b, wonach eine Uberarbeitung u.a. der Festset-

zungen

e zur verkehrlichen ErschlieRung

e zum Malf der baulichen Nutzung und

e zur auBeren Gestaltung entsprechend dem Grundsatzbeschluss zur Flexibilisierung der stadtebauli-
chen und gestalterischen Vorgaben in Bebauungsplangebieten zur Entwicklung von Wohnbauflachen
vom 29.10.2008

erfolgen soll. Es sollen nicht nur die unbebauten Flachen sondern auch der Altbestand in die Bebauungs-
plananderung einbezogen werden. Ziel ist es, die stadtebaulichen Vorgaben zum Mall der baulichen
Nutzung und zur aufleren Baugestaltung zu andern, so dass als Gesamtresultat die Bauwerberin-
nen/Bauwerber bei beabsichtigten

¢ Neubauten auf bislang unbebautem Bauboden

e Anbauten im Baubestand

e Umbauten im Baubestand

e Gebaudeabrissen und nachfolgenden Gebaude-Neuerrichtungen

in einer erweiterten Gestaltungsfreiheit geraumige Wohnbauten mit gerdumig ausbaubaren Dachraumen

errichten konnen.

Es soll ein zeitgemaRes Bauen in einer modernen Architektursprache ermdglicht werden:

e Ermdglichung neben Satteldachern auch andere Dachformen wie z. B. Pultdacher, gegeneinander
versetzte Pultdacher, Mansarddacher, Walmdacher sowie Zeltdacher; es wird lediglich eine Mindest-
Dachneigung von 20 Grad festgelegt.

e Erhdéhung der Zahl der zuldssigen Vollgeschosse (Z) von Z=I auf max. Z=Il.

e Ausdehnung der Baufenster, um eine Nachverdichtung und somit einen Beitrag zum sparsamen Um-
gang mit Grund und Boden (Bodenschutzklausel gem. § 1a Abs. 2 BauGB) zu ermdglichen.

e Anpassung der offentlichen Verkehrsflachen an die heutigen Anforderungen an eine reibungslose

Verkehrsabwicklung sowie an eine optimale ErschlieRung der Baugrundstticke.

Begrindung zur Abgrenzung des Geltungsbereiches

Der Geltungsbereich erstreckt sich von der Bebauung am Schlingweg im Westen bis zur Waldstralle im
Osten und wird begrenzt durch die Liegnitzer Stral’e im Siiden und durch landwirtschaftliche- und forst-

wirtschaftliche Flachen im Norden.

Der Geltungsbereich umfasst die Flachen des Investors sowie die bereits bebauten Flachen am Schling-
weg, Oppelner Stralle, Glatzer StralRe und Gérlitzer Strae. Auf all diesen Flachen soll durch die Bebau-

ungsplananderung das Potenzial fiir eine moderne stddtebauliche und architektonische Bauweise ge-
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Begriindung zur 4. Anderung B-Plan Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*
Stand: Satzungsbeschluss

schaffen werden. Dies stellte eine Ergénzung der bereits gednderten Bebauungsplane in der Umgebung,

bspw. Bebauungsplan Nr. 155 ,Bauernsiedlung Nord*“, dar.

Stichpunktartig zusammengefasst besteht die Uberplanung aus den nachstehenden Planinhalten:

Faktisch unveranderte Ubernahme des Kataloges der allgemein und der ausnahmsweise zuléssigen
Nutzungen und Anlagen im Allgemeinen Wohngebiet aus der Bebauungsplanaltfassung.

Ausdehnung der Uberbaubaren Grundstiicksflache (,Baufenster®) des in der Bebauungsplanaltfas-
sung festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes durch eine veranderte Ziehung der Baugrenzen und
Anpassung an die neu festgesetzten offentlichen Verkehrsflachen, so dass ein vergroRerter Spiel-
raum entsteht, in dessen Grenzen Baulichkeiten auf dem Baugrundstiick verortet werden kdnnen.
Durch die Ausdehnung der Baufenster wird eine Nachverdichtung ermdglicht, so dass ein sparsamer
Umgang mit Grund und Boden gem. der Bodenschutzklausel (§ 1a Abs. 2 BauGB) gewahrleistet
wird.

Festsetzung, dass nur Einzelhduser zulassig sind, um die erzeugte Verkehrsmenge gering zu halten,
um die Wohnruhe im Baugebiet zu gewahrleisten.

Erhdhung der Zahl der Vollgeschosse von | auf Il im noch nicht erschlossenen Teil der Bebauungs-
planédnderung sowie am Schlingweg, was ebenfalls zu einer optimalen Ausnutzung der Baugrundstu-
cke beitragt.

Gewabhrleistung einer nachbarvertraglichen Hoéhenentwicklung durch Festsetzung der zulassigen
Gebaudehohe (Firsthohe) auf 10 Meter Gber gewachsenem Boden bergseits als Héchstgrenze, die
der umgebenden Bebauung angeglichen ist. Die Gebaudehdhe (Firsthdhe) als Héchstgrenze wurde
in der Bebauungsplanaltfassung nicht festgesetzt, sondern eine Traufhohe von bergseits max.
3,50 m.

Anderung der baugestalterischen Vorschriften entsprechend der Beschlussfassung des Rates der
Kreis- und Hochschulstadt Meschede vom 29.10.2008 zur Flexibilisierung der stadtebaulichen und
gestalterischen Vorgaben in Bebauungsplangebieten zur Entwicklung von Wohnbauflachen. Das be-
deutet im Wesentlichen: Es entféllt die zwingende Vorgabe fir eine Dachform und es wird lediglich
eine Mindest-Dachneigung von 20 Grad festgelegt, um die Erlebbarkeit der Dachflachen zu gewahr-
leisten. Eine Maximaldachneigung wird nicht festgesetzt. Damit sind zum Beispiel (auch) Pultdacher,
gegeneinander versetzte Pultdacher, Mansarddacher, Walmdacher und Zeltdacher zulassig, um die
Bauwerberinnen/Bauwerber nicht mehr als erforderlich in der Gestaltungsfreiheit zu binden.
Festsetzung von ErschlieRBungsstraflien von 6,65 m bzw. 5,20 m Breite im Neubaubereich, so dass
sie eine den heutigen Anforderungen entsprechende Verkehrsabwicklung und Ver- und Entsorgung
gewabhrleisten.

Festsetzung eines selbstandigen offentlichen FuBweges, der entsprechend der Bebauungsplanalt-
fassung eine fulllaufige Wegeverbindung zwischen dem Baugebiet ,Liegnitzer Strae” und der Wald-
stralde und dem daruber erreichbaren Arnsberger Wald herstellt. Der FuRweg wird in Teilbereichen
als Brucke uUber den Bachlauf ,Kleine Gebke* ausgestaltet werden mussen.

Festsetzung eines Regenriickhaltebeckens, da das Niederschlagswasser gem. § 54 WHG ortsnah zu
versickern ist.

Textliche Festsetzung von Artenschutzmaf3nahmen
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Begriindung zur 4. Anderung B-Plan Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*
Stand: Satzungsbeschluss

3. Begrenzung des Geltungsbereiches

Der Geltungsbereich liegt in der Gemarkung Meschede-Stadt und ist wie folgt abgegrenzt:

Im Siden: Neileweg: Flur 3, Flursticksnummer 1709 und Liegnitzer Strale: Flur 3, Flurstlicksnum-
mer 2744
Im Osten: WaldstralRe: Flur 2, Flurstiicksnummer 179

Im Westen:  Ostgrenze der Waldflachen auf dem Grundstiick: Flur 3, Flurstiicksnummer 2693

Im Norden:  Siudgrenze der Bundesautobahn A 46 samt Larmschutzwall auf den Grundstiicken: Flur 2,

Flursticksnummer 527; Flur 5, Flursticksnummer 1002
Der Geltungsbereich umfasst die Grundsticke Gemarkung Meschede-Stadt, Flur 2, Flurstiicke, 605, 591,
592, 593, 594 tlw., 534, 530, 531, 524 tlw., 515, 514, 445, 446, 441, 246, 179 tlw., 153, 150, 149, 148,
146, 145, 144, 143, 142, 141, 140, 139, 121, 120, und die Grundstiicke Gemarkung Meschede-Stadt,

Flur 3, Flurstiicke 2693 tlw., 1696, 1697, 1698, 1699, 1700, 2728, 2437, 1992.

Die GroRe des Geltungsbereiches betragt ca. 40.823 gm.

4. Vorgaben des Flachennutzungsplanes

Planinhalt des wirksamen Flachennutzungsplanes (FNP) der Kreis- und Hochschulstadt Meschede im
Geltungsbereich der 4. Anderung des Bebauungsplans Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe* -
zwischen Liegnitzer Strale und Gorlitzer Stral3e ist die Darstellung Wohnbauflache. Es besteht demnach
keine Abweichung zwischen der Nutzungskonzeption und dem wirksamen FNP. Demzufolge wird dem
Anspruch des § 8 Abs. 2 BauGB genlige getan, wonach Bebauungsplane aus dem Flachennutzungsplan
zu entwickeln sind. Eine Anpassung des Flachennutzungsplanes im Wege der Berichtigung ist nicht er-

forderlich.

Abbildung: Auszug aus dem rechtskraftigen FNP im Bereich der Liegnitzer Stral3e
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Begriindung zur 4. Anderung B-Plan Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*
Stand: Satzungsbeschluss

5. Die Konzeptionen der rechtsverbindlichen Bebauungsplanaltfassung im Geltungsbereich der

4. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 31 ,,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*“ — zwi-

schen Liegnitzer StraBe und Gorlitzer Strale

Die 4. Anderung des Bebauungsplans Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer Strale“ - zwischen Liegni-
tzer Stralle und Gorlitzer Stralle entspricht dem nérdlichen Teil des Geltungsbereiches des Bebauungs-
planes Nr. 31b ,Schitzenhaus Nord / Liegnitzer Strafe“.

Der Bebauungsplan Nr. 31b ,Schiitzenhaus Nord / Liegnitzer Stralle”, Rechtskraft: 20.04.1990, setzt

folgendes fest (siehe Anlage 1):

Die Bebauungsplanaltfassung Gbernimmt vollstédndig die nach § 4 BauNVO (1990) als allgemein zulassig

katalogisierten Arten von Nutzungen.

Des Weiteren schlie3t die Altfassung des Bebauungsplans Nr. 31b die nach § 4 Abs. 3 BauNVO 1990 als

ausnahmsweise zulassig vorgesehenen Arten von Nutzungen

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes

2. sonstige nicht storende Gewerbebetriebe
3. Anlagen fir Verwaltungen

4, Gartenbaubetriebe

5. Tankstellen

aus.

Soweit Garagen nicht zwingend festgesetzt sind, ist deren Errichtung nur in den tUberbaubaren Grund-

stucksflachen zuldssig.

Die Altfassung bestimmt die Zahl der Vollgeschosse (Z) im nicht erschlossenen Bereich sowie am

Schlingweg mit Z = | im Ubrigen Bereich mit Z = 2 als HOchstgrenze. Die Traufhdhe wurde bei einge-
schossiger Bauweise auf max. 3,50 m festgesetzt. Durch die Festsetzung der Traufhéhe bei eingeschos-
siger Bauweise sollte erreicht werden, dass ein Unterschied in der Gebaudehdhe zu den Gebauden mit

zulassigerweise zwei Vollgeschossen entsteht.

Die Bebauungsplanaltfassung legt die Bauweise als offene Bauweise (o) fest; pro Gebdude sind

max. 2 Wohneinheiten zuldssig.

Die Grundflachenzahl (GRZ) betragt 0,4 als Hochstgrenze und die Geschol¥flachenzahl (GFZ) 0,5

bzw. 0,8 als Héchstgrenze, je nach der Zahl Z der zulassigen Vollgeschosse.

Nach der Altfassung gelten die folgenden baugestalterischen Vorschriften:

Zur Farbgebung der Wand- und Dachflachen enthalt der Bebauungsplan die Festsetzung, dass nur weil3-

farbene Putz- und Klinkerflachen zuldssig sind; Sockelflachen kdnnen farblich abgesetzt werden. Giebel-
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Begriindung zur 4. Anderung B-Plan Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*
Stand: Satzungsbeschluss
flachen und Teilwandflachen kénnen in schieferfarbenem Material und naturfarbener Holzverbretterung

ausgefihrt werden.

Zulassige Dachform: Satteldach (SD), zulassige Dachneigung 24 Grad bis 38 Grad. Drempelh6he maxi-
mal 0,70 m Hohe. Dachubersténde sind an den Giebelflachen (Ortgang) mit 0,35 m und an der Traufe mit
0,70 m (waagerecht gemessen) zuldssig. Bei eingeschossigen Anbauten und Garagen sind Flachdacher

zulassig.

Festsetzungen zu Einfriedigungen betreffen die Grundstlicksgrenzen zur StraRenverkehrsflache. Zuge-

lassen sind:

o Holzzaune (sogenannte Staketen- und Jagerzaune), Gesamthéhe max. 0,80 m.
e Mauern (Waschbeton, Naturstein, Kalksandstein) mit schmiedeeisernen Gelandern oder vorge-
nannten Zaunen bis zu einer Gesamthéhe von 0,80 m.

e Hecken bis zu einer Gesamthohe von 0,80 m.

Angrenzend an die forstwirtschaftlichen — bzw. landwirtschaftlichen Flachen sind Flachen zur Anpflan-
zung mit Baumen und Strauchern festgesetzt. Es handelt sich um nicht berbaubare private Grund-
stlicksflachen mit einer Bindung fiir eine zwingende Anpflanzung. Zweck der Anpflanzung von Baumen

und Strauchern ist der Sichtschutz und die Strukturierung.

6. Zur Satzung liber die Aufhebung einer Teilfliche des seit dem 20.04.1990 rechtskraftigen Be-

bauungsplanes Nr. 31b "Schitzenhaus-Nord / Liegnitzer Strafe*

Diese Bauleitplanung beinhaltet eine Satzung uber die Aufhebung einer Teilflache des seit dem
20.04.1990 rechtskraftigen Bebauungsplanes Nr. 31b "Schitzenhaus-Nord / Liegnitzer Stral3e®, die unter
Buchstabe E der Zeichenerklarung des Planteils aufgefihrt sowie ferner Bestandteil der Planzeichnung
(dort schraffiert kenntlich gemacht) ist. Inhalt der betreffenden Flache sind nach der Bebauungsplanalt-
fassung die Festsetzungen ,Flachen fur die Forstwirtschaft®, ,Wirtschaftsweg“ sowie ,Flache fir Anpflan-

zungen®.

Grund fur die Aufhebung ist, dass die Festsetzungen stadtebaulich nicht mehr erforderlich sind. Forstwirt-
schaftliche sowie auch landwirtschaftliche Flachen sind typische Nutzungen des AufRenbereichs. Diese
erfordern keine zusatzliche Festsetzung in einem Bebauungsplan. Das Erfordernis des noch zu errich-
tende Wirtschaftsweges, der die zukinftig dem Investor gehdrenden landwirtschaftlichen Flachen er-

schliel3t, wird mit dem Investor privatrechtlich in einem stadtebaulichen Vertrag geregelt.

Im Bereich Schlingweg ist ein Sichtschutz oder eine Strukturierung zwischen dem Baugebiet und der
Waldflache nicht erforderlich, da diese keinen Ubergang zur freien Landschaft darstellt. Die Festsetzung

fur Anpflanzungen kann demnach entfallen.
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Begriindung zur 4. Anderung B-Plan Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*

Stand: Satzungsbeschluss

Als Konsequenz ergibt sich hieraus, dass der betreffende Teil des Geltungsbereichs des Bebauungspla-
nes Nr. 31b aufgehoben werden muss. Ein isolierter Vorgang fiir das Aufhebungsverfahren mit einer iso-
lierten Planzeichnung mit Zeichenerklarung und einer isolierten Begriindung wiirde den Gegenstand aus
dem Sachzusammenhang rei3en und ware unverstandlich. Daher wird die Aufhebungssatzung in diese

Bauleitplanung eingebettet.

Zur Frage von Entschadigungen:

Entschadigungszahlungen auf der Grundlage der §§ 39 (Vertrauensschaden) und 42 BauGB (Entschadi-
gung bei Anderung oder Aufhebung einer zuldssigen Nutzung) wegen der Teilaufhebung des Bebau-

ungsplanes entstehen der Kreis- und Hochschulstadt Meschede nicht.

Zu § 39 (Vertrauensschaden): Ein Vertrauensschaden liegt nicht vor, da Vorbereitungen fir die Verwirkli-

chung von Nutzungsmaoglichkeiten im berechtigten Vertrauen auf den Bestand eines rechtsverbindlichen
Bebauungsplanes nicht getroffen worden sind. Darunter sind z. B. Ausgaben fiir Architektenhonorare fir

Vorhaben zu verstehen, die aufgrund der Aufhebung ohne Verwirklichungsaussichten sind.

Zu § 42 BauGB (Entschadigung bei Anderung oder Aufhebung einer zuldssigen Nutzung):

Aufgrund der Festsetzung ,forstwirtschaftliche Nutzung“ war eine (bauliche) Nutzung im kinftigen Au-
Renbereich zu keinem Zeitpunkt zuldssig. Der Wirtschaftsweg ist zu keinem Zeitpunkt hergestellt worden.
Damit kommt § 42 Abs. 2 BauGB nicht zum Tragen, wonach gilt:

»(2) Wird die zulassige Nutzung eines Grundstiicks innerhalb einer Frist von sieben Jahren ab Zulassig-
keit aufgehoben oder geandert, bemisst sich die Entschadigung nach dem Unterschied zwischen dem
Wert des Grundstiicks aufgrund der zulassigen Nutzung und seinem Wert, der sich infolge der Aufhe-
bung oder Anderung ergibt.”

Die Frist von 7 Jahren hat aufgrund der fehlenden ErschlieRung nicht zu laufen begonnen.

Aus diesem Grund kommt auch § 42 Abs. 3 BauGB nicht zum Tragen, wonach gilt:

»(3) Wird die zulassige Nutzung eines Grundstiicks nach Ablauf der in Absatz 2 bezeichneten Frist auf-
gehoben oder geandert, kann der Eigentiimer nur eine Entschadigung fir Eingriffe in die ausgeibte Nut-
zung verlangen, insbesondere wenn infolge der Aufhebung oder Anderung der zulassigen Nutzung die
Ausibung der verwirklichten Nutzung oder die sonstigen Mdéglichkeiten der wirtschaftlichen Verwertung
des Grundstiicks, die sich aus der verwirklichten Nutzung ergeben, unmdglich gemacht oder wesentlich

erschwert werden.”

7. Die Konzeption der 4. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 31,,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer

StraBe‘ - zwischen Liegnitzer StraBe und Gorlitzer StraBe (das stadtebauliche Konzept/ die Er-

schlieBung)

7.1 Zur Art der baulichen Nutzung:
Der Bebauungsplan setzt als Art der baulichen Nutzung ein "Allgemeines Wohngebiet" gem. § 4 BauNVO

in der Fassung vom 04.05.2017 mit folgenden Feinsteuerungen fest:
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Begriindung zur 4. Anderung B-Plan Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*
Stand: Satzungsbeschluss

Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO als ausnahmsweise zulassig vorgesehenen Arten von Nutzungen

3. Anlagen fiir Verwaltungen
4, Gartenbaubetriebe
5. Tankstellen

sind auf der Rechtsgrundlage des § 1 Absatz 6 BauNVO entsprechend der Bebauungsplanaltfassung

ausgeschlossen,

. da die offentlichen StraRenverkehrsflachen lediglich auf die ErschlieBung der Wohnbauflachen
ausgelegt sind und eine ausreichende Leistungsfahigkeit fiir betrachtliche zu- und abflieRende
Besucherstrome bezogen auf Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht stérende
Gewerbebetriebe und Anlagen fir Verwaltungen nicht vorliegt und

. da ohnehin ein ausreichendes Flachenangebot bezogen auf Gartenbaubetriebe und Tankstellen
nicht vorhanden ist und

. da ferner Tankstellen aufgrund ihrer betriebsbedingten Emissionen und der von ihnen ausgelds-
ten zu- und abflieRenden KFZ-Verkehre nicht in dieses Wohngebiet einbezogen werden sollen,

um die Wohnruhe in dem weitgehend bebauten Umfeld nicht zu beeintrachtigen.
Einrichtungen und Anlagen fir die Tierhaltung, einschliellich der Kleintierhaltungszucht, sind gem. § 14
BauNVO als untergeordnete Nebenanlagen zulassig und ggf. fir die Grundstiicke, die an die land- und

forstwirtschaftlichen Flachen grenzen, interessant.

7.2 Zahl der Vollgeschosse / max. Oberkante baulicher Anlagen:

Die Zahl der festgesetzten Vollgeschosse betragt einheitlich maximal Z = Il, sowohl im bebauten als auch
im unbebauten Bereich, und resultiert ebenfalls aus dem Beschluss zur Flexibilisierung der stadtebauli-
chen und gestalterischen Vorgaben in Bebauungsplangebieten zur Entwicklung von Wohnbauflachen
(29.10.2008). Es soll den gestiegenen Anspriichen an Wohnraum entgegen gekommen werden und eine
Gleichbehandlung erfolgen, z.B. wenn ohne Keller gebaut wird, was heute in den meisten Fallen der Fall

ist.

Aus der festgesetzten Zahl der Vollgeschosse (Z) ergibt sich keine HOhenbemessung, so dass hieraus
betrachtliche Gebaudehdhen und Baumassenwirkungen resultieren kénnten. Um eine nachbarvertragli-
che Héhenentwicklung zu gewahrleisten, wird die hdchstzuldassige Gebaudehdhe (Firsthdhe bzw. Ober-
kante) durch eine Mal3zahl begrenzt, und zwar auf max. 10,00 m bergseits Uber gewachsenem Boden,
gemessen als lotrechter Abstand zwischen der Geb&udeoberkante/Firstoberkante und dem gewachse-
nen Boden (Terrain) an der Gebaudeecke bergseitig, an der der gewachsene Boden am héchsten an-
steht.

Die Festsetzungen mit max. zwei Vollgeschossen und einer Begrenzung der Gebaudehdhe resultieren
aus dem Beschluss zur Flexibilisierung der stadtebaulichen und gestalterischen Vorgaben in Bebauungs-
plangebieten zur Entwicklung von Wohnbauflachen (29.10.2008):
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Begriindung zur 4. Anderung B-Plan Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*

Stand: Satzungsbeschluss

e Die Festsetzungen erlauben eine ausreichende Kellersockelhdhe bergseits bezogen auf Terrain und
damit Vorteile in Bezug auf die Ableitung des Oberflachenwassers auf dem Baugrundstiick. Erzwun-
gene Kellersockel-Oberkanten unter ansteigendem Gelandeniveau (erzwungene Abgrabungen) allein

aufgrund zu eng bemessener maximaler Gebaudeoberkanten werden somit vermieden.

e Um auch Niedrigenergiehauser mit einer starken Schicht Warmedammung von ca. 0,50 m Starke
errichten zu kénnen und des Weiteren den Wunsch das Dach auszubauen zu bertcksichtigen, wird

die Gebaudeoberkante auf das im Plan definierte Maf} begrenzt.

Das maximale Gebaudehdhenmal} erlaubt beispielsweise neben einer Sockelhéhe von 0,30 m tber Ter-
rain bergseits eine Erdgeschosshdéhe von 2,75 m im aufgehenden Mauerwerk, eine Drempelhéhe von
0,90 m und die erwahnte Schicht Warmedammung von ca. 0,50 m im Dachraum. Mit diesen Abmessun-
gen wird bei einem Haus von beispielsweise 10 m x 12 m Auflenmal} und 35° Dachneigung ohne Dach-
gauben [und bei steileren Dachneigungen ohnehin] ein 2. Vollgeschoss im Dachgeschoss erreicht, denn
§ 2 der Landesbauordnung definiert als Vollgeschoss ein Geschoss mit geneigten Dachflachen, wenn es
eine Hohe von 2,30 m Uber mehr als drei Viertel seiner Grundflache hat. Die Héhe wird gemessen von
der Oberkante FuRboden bis Oberkante Dachhaut, d. h. unter Ausschluss der Warmedammschicht, wel-

che je nach Baukonzeption auch auf den Dachsparren liegen kann.

Gemal Beschluss des Oberverwaltungsgerichts (OVG) NRW 03.05.2015 - 10A2937/15 — handelt es sich
bei § 20 Abs. 1 BauNVO um einen statischen Verweis auf den Begriff des Vollgeschosses, so dass hier
die Bauordnung NRW aus dem Jahr 2000 maRgeblich ist:

Vollgeschosse sind gem. § 2 BauO NRW Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,60 m
Uber die Gelandeoberflache hinausragt und die eine Hohe von mindestens 2,30 m haben. Ein gegenliber
den Auflienwanden des Gebaudes zuriickgesetztes oberstes Geschoss (Staffelgeschoss) ist nur dann ein
Vollgeschoss, wenn es diese Hohe lber mehr als zwei Drittel der Grundflache des darunter liegenden
Geschosses hat. Ein Geschoss mit geneigten Dachflachen ist ein Vollgeschoss, wenn es diese Hoéhe
Uber mehr als drei Viertel seiner Grundflache hat. Die Hohe der Geschosse wird von Oberkante Ful3bo-
den bis Oberkante Fullboden der darlber liegenden Decke, bei Geschossen mit Dachflachen bis Ober-

kante Dachhaut gemessen.

Hinweis: Dies gilt solange keine andere Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts ergangen ist.

Auf denjenigen Baugrundstiicken, auf denen das Dachgeschoss nicht zum 2. Vollgeschoss wird, besteht
die Mdglichkeit, im Kellergeschoss rechnerisch ein 2. Vollgeschoss zu schaffen.

Die Zahl der Vollgeschosse (Z) auf Z=II festzusetzen ist also sachgerecht, um ausgepragte Drempel und
grélRere Dachgaupen, die rechnerisch zur Bildung eines zweiten Vollgeschosses im Dach fiihren, zu er-

mdglichen. Eine Begrenzung auf Z=I wirde einen gerdumigen Dachraum verhindern.

Durch die festgesetzte Gebaudeoberkante ist auch eine Gebaudekonzeption mit zwei Vollgeschossen im

aufgehenden Mauerwerk und einem Dach mit niedriger Dachneigung (,Stadtvilla“) mdglich.
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Begriindung zur 4. Anderung B-Plan Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*
Stand: Satzungsbeschluss

Durch Festlegung des Zusammenspiels von maximaler Geschosszahl und der maximalen Gebaudeober-
kante wird in allen genannten Fallen der optische Eindruck eines traditionellen Ein- bzw. Zweifamilien-

hausgebietes gewahrt.

7.3 Grundflachenzahl (GRZ) und Geschossflachenzahl (GFZ)
Die bauliche Ausnutzbarkeit der Grundsticke wird mit der Grundflachenzahl auf GRZ = 0,4 und der Ge-

schossflachenzahl auf GFZ = 0,8 festgesetzt. Dies ist aus dem Altbebauungsplan Gibernommen, da die

Zahl der Vollgeschosse einheitlich max. Z = 1l betragt. Aufgrund dieser gewahlten Bemessung ergibt sich
z. B. bei einem 500 gm groRRen Grundstiick eine zulassige und ausreichende Grundflache von 200 gm fir

das Hauptgebaude einschlieRlich der Flachen fir

e Garagen und Stellplatze mit ihren Zufahrten
e Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO
e Bauliche Anlagen unterhalb der Gelandeoberflache, durch die das Baugrundstiick lediglich unterbaut

wird,

die bei der Ermittlung der zuldssigen Grundflache gem. § 19 (4) BauNVO 2017 mitzurechnen sind. Zu-
sétzlich ist auf eine mégliche Uberschreitung der Grundflache um bis zu 50 von Hundert gem. § 19 Abs. 4
S. 2 BauNVO hinzuweisen.

7.4 Zur Uberbaubaren Grundstiicksflache

Es werden die Uberbaubaren Grundsticksflachen (,Baufenster”) des in der Bebauungsplanaltfassung
festgesetzten Allgemeinen Wohngebietes ausgedehnt. Die vormalige Staffelung der Baugrenzen ist stad-
tebaulich nicht begriindbar. Es entsteht ein vergroRerter Spielraum, in dessen Grenzen Baulichkeiten auf
dem Baugrundstiick verortet werden kénnen. Die Moglichkeit der Nachverdichtung entsteht. Vor allem in
den Baufenstern westlich der Liegnitzer bzw. Glatzer Stralle kénnen dadurch rickwartige Grundsticks-
flachen einer Bebauung zugefiihrt werden, die Uber private ErschlieBungen an das o6ffentliche Verkehrs-

netz angebunden werden kdnnen.

Aufgrund der Nahe zur Bundesautobahn A 46 sind die Anbauverbots- und Anbaubeschrankungszone
gem. FernstralRengesetz zu bericksichtigen. Es wird daher folgender Hinweis aufgenommen und die

Zonen in der Planzeichnung eindeutig abgegrenzt:

»Hochbauten jeglicher Art (folglich auch Werbeanlagen) in der Anbauverbotszone (40 Meter vom befes-
tigten Fahrbahnrand) sind gem. § 9 Abs. 1 i.V.m. Abs. 6 FStrG und den Richtlinien zur Werbung an den

Bundesautobahnen vom 17.09.2001 aus stral’enverkehrs- und stralenrechtlicher Sicht unzulassig.

Werbeanlagen in der Anbaubeschréankungszone (40 bis 100 Meter vom befestigten Fahrbahnrand) be-
dirfen gem. § 9 Abs. 2 FStrG der Zustimmung der obersten LandesstralRenbaubehérde. Jede einzelne

Werbeanlage ist daher gesondert zu beantragen.
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Begriindung zur 4. Anderung B-Plan Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*

Stand: Satzungsbeschluss

Uber die Anbaubeschrankungszone des FStrG hinaus, d.h. auch in einem Abstand von mehr als 100
Meter vom befestigten Fahrbahnrand, kann eine Werbeanlage nach den stralenverkehrsrechtlichen Vor-
schriften des § 33 StVO unzuldssig sein. Daher ist die Beteiligung der zustandigen Bezirksregierung

zwingend erforderlich.*

7.5 Zur Bauweise

Es wird die offene Bauweise festgesetzt. Durch die Begrenzung auf zwei Wohneinheiten pro Gebaude
wird eine vertragliche Wohndichte gewahrleistet, so dass ein traditionelles Ein- bzw. Zweifamilienhausge-
biet entstehen kann. Es kénnen Einzel- und Doppelhauser, aber auch Reihenhauser entstehen, die auf-
grund der offenen Bauweise auf eine begrenzte Gebaudeldnge von max. 50 m kommen und so ein auf-

gelockerte Bebauung darstellen.

Es sind nur Einzelhduser zulassig. Doppelhauser und Hausgruppen sind nicht zulassig, um die erzeugte

Verkehrsmenge gering zu halten, so dass die Wohnruhe des Baugebietes gewahrleistet wird.

Auf die Festsetzung einer Firstrichtung wird bewusst verzichtet.

Die Lage der Gebaude wird ber die Baufenster gesteuert, so dass insgesamt ein harmonisches Stra-

Renbild erzeugt wird.

7.6 StralRen- und WegeerschlieBung

Die verkehrsmafige Erschliefung des Geltungsbereiches erfolgt wie bisher ausgehend von der ,Liegnit-
zer StralRe“. Die Liegnitzer Stralle selbst ist nicht Bestandteil des Geltungsbereiches des Bebauungs-
plans, da keine Anderungen erforderlich sind. Die WaldstraRe wird mit einbezogen, da ansonsten im Alt-
bebauungsplan eine zusammenhangslose offentliche Verkehrsflache Ubrig bliebe. Eine Anderung der
Verkehrsflache Waldstralde ist nicht geplant, so dass die hier getroffenen Festsetzungen den Bestand

wiedergeben.

Anders als im Altbebauungsplan soll die neue ErschlieBungsstralle (Bezeichnung Gorlitzer Stralte) brei-
ter angelegt werden. Dies hangt mit den heutigen Anforderungen an den motorisierten Verkehr zusam-
men. Es muss sichergestellt sein, dass ausreichend Verkehrsflache fir Begegnungsverkehr sowie ru-
henden Verkehr, aber auch fir die Unterbringung der Leitungen der Ver- und Entsorgung vorhanden ist.
Die geplanten Stralenquerschnitte betragen nunmehr 6,65 m bzw. 5,20 m gegeniber 4,75 m wie im
Altplan.

Die bestehenden Stralen Gorlitzer Stralle und Oppelner StralRe dienen lediglich der ErschlieBung von
jeweils ca. vier Baugrundsticken und kénnen in ihrer Breite bestehen bleiben. Die Opplener Strale kann
dariber hinaus im westlichen Bereich um ca. 20 m zurickgenommen werden, da eine Verlangerung der
Stralle nicht mehr vorgesehen ist und eine Erschlielung der Baugrundstiicke dennoch gewahrleistet ist.

Der Schlingweg und die Glatzer Stral3e bleiben in ihrem Bestand erhalten.
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Begriindung zur 4. Anderung B-Plan Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*

Stand: Satzungsbeschluss

Die innere Aufteilung der ErschlielBungsstralien wird im Bebauungsplan nicht festgesetzt, um fiir zuklnf-
tige Anderungen flexibel zu sein. Derzeit ist geplant entlang der neuen ErschlieRungsstrale einen einsei-

tigen Gehweg anzulegen, um den Fullgangerverkehr sicher flihren zu kénnen.

Fir das Grundstick Gemarkung Meschede-Stadt, Flur 2, Flurstiicke 445 setzt der Bebauungsplan einen
offentlichen FuRweg fest. Dieser FuBweg soll dem Baugebiet eine Verbindung zur WaldstralRe eréffnen,
Uber die in Richtung Norden die Naherholungsflachen ,Arnsberger Wald® erreicht werden kénnen. Der
Bau des FulRweges erfordert eine Briicke Uber das Gewasser ,Kleine Gebke*. Die bestehende Briicke ist
abgangig. Die fir die Briicke erforderliche wasserrechtliche Genehmigung gem. Wasserhaushaltsgesetz

bzw. Landeswassergesetz NRW ist zu gegebenem Zeitpunkt einzuholen.

Die verkehrliche ErschlieBung sowie die FuRgangerbriicke werden vom Investor erstellt und der Kreis-

und Hochschulstadt Gbertragen. Dies wird in einem stadtebaulichen Vertrag geregelt.

Um Auswirkungen des durch das Baugebiet neu hinzukommenden Verkehrs bewerten zu kénnen, ist der
neu hinzukommende Verkehr berechnet sowie der Bestand durch eine Verkehrszahlung im November
2017 erhoben worden. Die bestehende Verkehrsbelastung auf der Liegnitzer Strale kann die neu hinzu-
kommende Verkehrsmenge gut aufnehmen. Auf der Liegnitzer Stral’e wurde eine tagliche Verkehrsstar-
ke, d.h. einen DTV (durchschnittliche tagliche Verkehrsaufkommen), von 813 Kfz/24 h gemessen. Das
bedeutet eine Belastung in der Spitzenstunde von 81,3 Kfz/h. Die Fahrtrichtung ,Von-Westphalen-Strafe*
war geringfligig héher belastet als die Fahrrichtung ,WaldstraRe“ (DTV 393 zu 420 Kfz/24 h). Die Liegnit-
zer Stralle kann gem. der Richtlinie fir die Anlage von Stadtstraen (RASt 06) als Wohnstral’e mit aus-
schlieRlicher ErschlieRungsfunktion eingeordnet werden, deren obere Belastungsgrenze bei 400 Kfz/h
liegt. Diese Grenze wird hier bei Spitzenstundenbelastungen von 81,3 Kfz/h nicht erreicht. Es kann gefol-
gert werden, dass der Verkehrsfluss in der Liegnitzer Stralle gewahrleistet ist. Auch bei neu hinzukom-
menden Verkehr durch das Baugebiet ndrdlich der Liegnitzer Stralle (98 Kfz/24 h bzw. 9,8 Kfz/h in der
Spitzenstunde bei einer Bebauung mit Einzelhdusern), ist die Kapazitat der Liegnitzer StralRe ausrei-

chend.

Der Anteil des Schwerlastverkehrs betragt insgesamt 2,67 %. Er ist in Fahrtrichtung Von-Westphalen-
Stralde mit 2,93 % geringfugig hdher als in Fahrtrichtung Waldstralle mit 2,40 %. Insgesamt ist der Anteil
Schwerlastverkehr in der Liegnitzer Stralde als gering einzustufen. Ein Verbot von Schwerlastverkehr, wie
es in der Blrgerinformationsveranstaltung am 12.10.2017 von Anwohnern angeregt wurde, wird als nicht

erforderlich angesehen.

Die in der Birgerinformationsveranstaltung vorgetragenen Sicherheitsbedenken beim Befahren des Kur-
venbereiches Liegnitzer Stralle / Neileweg kénnen bei einem gefahrenen Tempo von 30 km/h nicht be-
statigt werden, da der Bereich ausreichend dimensioniert sowie einsehbar und die zu fahrende Ge-
schwindigkeit gering ist. Diese Kurve liegt aulRerhalb des Geltungsbereiches der Bebauungsplanande-

rung.
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Stand: Satzungsbeschluss

Auch erfolgt auf der Liegnitzer Stral’e ein sehr geringer Schulbusverkehr fiir die Mariengrundschule. Die
Fahrten der Schulbusse betragen 4 Fahrten/Tag (07:50 h, 11:05 h, 12:05 h und 12:45 h), d.h. 20 Fahrten
in der Woche und fiihren jedes Mal von der WaldstraBe in Richtung Schitzenhalle Nord (Westphalen
Stralle). Zusatzlich fahren derzeit jeden Freitag 4 Busse zum Schwimmunterricht (08:20h, 08:45 h, 09:35
h und 10:05). Der Busverkehr kann als gering eingestuft werden und besitzt demnach keine Auswirkun-

gen auf den Verkehrsfluss.

Es kann insgesamt festgehalten werden, dass die Liegnitzer Stral’e eine ausreichende Dimensionierung
fir die Abwicklung des heutigen und neu hinzukommenden Verkehrs besitzt. Auch ist der Schwerlastver-
kehrsanteil als gering einzustufen, so dass im Zuge des Bauleitplanverfahrens keine MaRnahmen ergrif-

fen werden missen.

8. Wesentlichen Auswirkungen der Planung im Sinne des § 2a BauGB

Es ergeben sich durch die Uberplanung keine Anderungen in Bezug auf die Bodenfunktionen, da bereits
durch den alten Bebauungsplan aus dem Jahr 1990 ein allgemeines Wohngebiet fir die Flachen festge-
setzt wurde. Die festgesetzte Grundflachenzahl GRZ = 0,4 nach der BauNVO 1990 war Gegenstand des
Altplans und andert sich durch die Uberplanung nicht. Demzufolge ergibt sich faktisch durch die Uberpla-

nung kein hoherer Versiegelungsgrad

Aufgrund der Uberplanung wird keine wesentliche Erhéhung der LKW - und PKW - Verkehrsstréme im
vorgelagerten StraRennetz bewirkt und die Uberplanung fiihrt nicht zu zusatzlichen Emissionen gegen-

Uber den Verhaltnissen aufgrund der schon vorhandenen Baurechte. In Bezug auf

e |uftfremde Stoffe
e Schallabstrahlungen

e Erschitterungen, Licht, Warme und Strahlen

ergeben sich durch die Uberplanung als Allgemeines Wohngebiet keine Anderungen in Bezug auf die

bestehende Wohnnutzung, da vor der Uberplanung ebenfalls eine Wohnnutzung zuldssig war.

Die Verbreiterung der 6ffentlichen Verkehrsflache von 4,75 m in der Bebauungsplanaltfassung auf 6,65 m
in der Bebauungsplananderung fihrt zu einer Erhéhung der versiegelten Flache. Diese Verbreiterung ist
unvermeidbar, wenn eine den heutigen Anforderungen entsprechende ErschlieBung gewahrleistet wer-

den soll.

9. Baugestalterische Vorschriften

Entsprechend der Beschlussfassung des Rates der Kreis- und Hochschulstadt Meschede vom
29.10.2008 zur Flexibilisierung der stadtebaulichen und gestalterischen Vorgaben in Bebauungsplange-
bieten zur Entwicklung von Wohnbauflachen enthalt der Bebauungsplan keine Vorschriften tber Dach-

formen. Damit sind zum Beispiel Pultdacher, gegeneinander versetzte Pultddcher, Mansarddacher,
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Walmdacher und Zeltdacher zulassig, um die Bauwerberinnen/Bauwerber nicht mehr als erforderlich in
der Gestaltungsfreiheit zu binden. Die in diesem Beschluss vom 29.10.2008 festgelegte Mindest-

Dachneigung von 20° wird Gbernommen. Eine Maximaldachneigung wird nicht festgesetzt.

In der Umgebung ist keine einheitliche Bebauung mit einheitlichen Dachformen vorzufinden. Durch die

flexible Festsetzung der Dachform wird dem Rechnung getragen.

Fir sonstige bauliche Anlagen, wie z.B. Uberdachte Stellplatze, Garagen und Nebengebaude und fir
untergeordnete Gebaudeteile wie z. B. Wintergarten und Dachterrasse sind keine Mindest-
Dachneigungen vorgeschrieben. Nebenfirste und Dachaufbauten sind zur Unterordnung in die Dachfla-
che ferner mit einem Abstand von mindestens 0,50 m unterhalb des Dachfirstes anzusetzen (in der
Dachebene gemessen). Dachaufbauten sind nur bei einer Dachneigung des Hauptgebaudes von 35° und
Uber 35° zulassig, um unproportionale Verhaltnisse dieser Dachelemente zur (verbleibenden) Dachfla-
che, insbesondere das Uberwiegen der Baumasse dieser Dachelemente in der Dachflache aus der Per-

spektive des FuRgangers zu vermeiden.

Zur Unterordnung in die Dachflache darf die Lange der Dachaufbauten maximal 2/3 der traufseitigen

Dachlange betragen.

Als Dacheindeckung ist ausschlieBlich die Verwendung von dunkelgrauem oder schwarzem Material
zuldssig. ,Dunkelgrau® ist definiert durch die RAL-Nr. 7015, 7016, 7021, 7024 und 7026, ,Schwarz" ist
definiert durch die RAL-Nr. 9004, 9005, 9011 und 9017 des Deutschen Institutes fir Gutesicherung und

Kennzeichnung e.V., Sankt Augustin. Andere Farbténe sind nicht zulassig.

Die Dachiberstande sollen sowohl traufseitig als auch am Giebel (Ortgang) maximal 0,70 m (= ein Spar-
renfeld) betragen, wobei grélRere Dachuberstadnde im Bereich von Terrassen, Balkonen und Hauseingan-
gen sowie im Bereich von Abstellrdumen fur Fahrrader und Geréate als Wetterschutz zulassig sind. Drem-

pel sind zulassig.

Mafnahmen zur 6kologischen Dachgestaltung (Photovoltaikanlagen, Sonnenkollektoren und in das Dach
hineinragende Glasflachen, Dachbegriinung) sind gemal des Beschlusses des Rates der Kreis- und

Hochschulstadt Meschede vom 21.11.1996 unter bestimmten Bedingungen grundsatzlich mdglich.

Die Wandflachen der Gebaude sind nur zuldssig mit weilem Material oder konstruktivem Holzfachwerk
(Holzbalkenwerk schwarz oder dunkelfarben, Gefache in weillem, glatten Putz oder weiRem Klinker)
sowie mit Holzverbretterung (holzfarben oder weif}). Zulassig sind auch holzfarbene massive Holzhauser.
Giebel und Teilwandflachen kénnen in dunkelgrauem Material ausgefiihrt werden. Die Fassaden von
Doppelhausern und Hausgruppen sind gestalterisch aufeinander abzustimmen. ,Weill* ist definiert durch
die RAL-Nummern 1013, 9001, 9003 oder 9010 des ,Deutschen Institutes fur Gltesicherung und Kenn-
zeichnung e.V., Sankt Augustin®“. Andere Farbténe sind nicht zuldssig. Dies entspricht den Festsetzungen

in der Umgebung.
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Konsequenzen:
Es ergibt sich aus der Sicht der Bauwerberinnen und Bauwerber eine grofitmogliche Breite von Wahl-

maoglichkeiten zur angestrebten Dachform. Auch der geraumige Ausbau des Dachraumes wird durch das
Zusammenspiel der festgesetzten maximalen Hohe der Dachoberkante mit der maximalen Zahl der Voll-
geschosse (Z) von Z=ll erleichtert. Auch Pultdacher und gegeneinander versetzte Pultdacher sind zulas-
sig. Lediglich das Flachdach und andere flach geneigte Dacher als Dachform sind bei den Hauptgebau-
den nicht zuldssig.

Die Systeme zur rationellen Energieverwendung sind vielseitig verwendbar und baulich anpassungsfahig,
so dass es nicht erforderlich ist, die Dachfirste in eine bestimmte Himmelsrichtung durch Festsetzungen

Zu orientieren.

Wirdigung:

Aus der festgesetzten maximalen Gebdudehdéhe und den moglichen Dachneigungen resultieren keine
Baumassen, die dazu fihren wiirden, dass die Nutzungen auf den angrenzenden Grundstlicken durch
zusatzliche Verschattungen und erdriickende Baumasseneinwirkungen unzumutbar beeintrachtigt wer-
den, weil fir den gesamten Bebauungsplangeltungsbereich die zuldssige Oberkante bzw. Firsthéhe der
moglichen Gebaude mit einem vertraglichen Mall von 10 m als Hochstgrenze festgesetzt wird, die der

umgebenden Bebauung angeglichen ist.

10. Griinordnung
Far die zum nérdlich angrenzenden AufRenbereich liegenden nicht Uberbaubaren, privaten Grundstuicks-

flachen ist entsprechend des Altbebauungsplans eine Bindung fur Anpflanzungen festgesetzt. Diese nicht
Uberbaubaren Grundsticksflachen sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB zum Zwecke des Sicht- und Im-
missionsschutzes zum landwirtschaftlich gepragten AufRenbereich und der Strukturierung der Landschaft
zwingend mit Strauchern und heimischen Laubgehélzen mehrreihig in dichtem Pflanzverband zu bepflan-
zen. Der Pflanzverband ist in einer Breite von 5 m festgesetzt. Dies hat den Grund, dass zum einen aus-
reichend Flache fur die empfohlenen Pflanzarten zur Verfligung stehen soll und zum anderen, dass eine
ausreichend sichtbare Strukturierung erreicht werden soll. Als Anhaltspunkt gelten die rechtskraftigen und
bereits realisierten Bebauungsplane Nr. 114 — 114.2 ,,Am Hainberg®, in denen zur landwirtschaftlichen
Flache 5 m breite Pflanzbereiche und nur zu kleineren offentlichen Grinflachen 3-4 m breite Pflanzberei-

che vorgesehen wurden.

Der Bebauungsplan trifft die Festsetzung zur Griinordnung, dass pro 200 gm ein standortgerechter hei-
mischer Laubbaum zu pflanzen ist. Dies soll zu einer Durchgriinung des Wohngebietes beitragen.

Der vorhandene Bachlauf der Kleinen Gebke ist durch eine begriinte Béschung umgeben. Diese wird,
wie auch im Altbebauungsplan, in eine 6ffentlichen Griinflache eingebettet. Die Festsetzungen zu den

Bdschungen, Grinflachen und zum Verlauf der Kleinen Gebke geben den tatsdchlichen Bestand wider.
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Zum Entfall von AusgleichsmalRnahmen

Wenn bei einer Bebauungsplanung der Innenentwicklung -- wie hier vorliegend -- die festgesetzte
Grundflache i. S. des § 19 Abs. 2 BauNVO weniger als 20.000 gm betragt, kann diese Bauleitplanung
gem. § 13a Abs. 1 und 2 BauGB im sogenannten ,beschleunigten Verfahren“ erfolgen, wonach Eingriffe
in Natur und Landschaft im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB als vor der planerischen Entscheidung
erfolgt oder als zuldssig gelten. Eine Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung und eine Festsetzung von Aus-

gleichsmalRnahmen sind demzufolge nicht erforderlich.

11. Denkmalschutz

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine eingetragenen Baudenkmale und Boden-
denkmale. Bei Erteilung von Baugenehmigungen in diesem Gebiet wird eine Auflage aufgenommen, wo-
nach Bodenfunde den zustandigen Stellen zu melden sind und die Entdeckungsstatte mindestens drei

Werktage in unverandertem Zustand zu erhalten ist.

Dieser Sachverhalt ist Gegenstand des in der Legende dieses Bebauungsplanes enthaltenen Hinweises:

Bei Bodeneingriffen kénnen Bodendenkmaler (kultur- und / oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d. h.
Mauern, alte Graben, Einzelfunde, aber auch Veranderungen und Verfarbungen in der natirlichen Bo-
denbeschaffenheit, Hohlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und / oder pflanzlichen Lebens
aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmalern ist der Kreis- und
Hochschulstadt Meschede als Unterer Denkmalbehérde (Tel. 0291-205 275) und / oder der LWL-
Archaologie fur Westfalen, AulRenstelle Olpe (Tel.: 02761/93750, Fax: 02761/937520) — unverzuglich
anzuzeigen und die Entdeckungsstelle mindestens drei Werktage in unverandertem Zustand zu halten
(8§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehdérden freigege-
ben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszu-
werten und fir wissenschaftliche Erforschung bis zu 6 Monaten in Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG
NRW).*

12. Aktiver Immissionsschutz

Beeintrachtigungen durch Erschitterungen, Gerausche, luftfremde Stoffe, Licht, Warme und Strahlen, die
nach Art, Ausmal oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belastigun-
gen fir die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft Uber das zuldssige Ausmald herbeizuflhren, liegen im
Geltungsbereich der vorliegenden Bauleitplanung nicht vor bzw. werden aufgrund der getroffenen Fest-

setzungen zur Art der baulichen Nutzung firr die ndhere und die weitere Umgebung nicht hervorgerufen.

Aufgrund der Nahe des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes zur Bundesautobahn A 46 wurde eine
Immissionsberechnung gem. der Richtlinie fur Larmschutz an Stralen (RLS 90) durchgefihrt (siehe An-
lage 2). Ergebnis dieser Berechnung ist, dass die bestehenden LarmschutzmaRnahmen (Larmschutz-
wand an der Autobahnbriicke und Larmschutzwall entlang des Streckenverlaufs) einen ausreichenden

Immissionsschutz gewahrleisten. Die Immissionswerte im Geltungsbereich liegen bei 51/49 dB(A)/tags
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sowie 44/42 dB(A)/nachts (Immissionspunkte A und B) und damit unter den einzuhaltenden Orientie-
rungswerten der DIN 18005 ,Schallschutz im Stadtebau®.

13. Kampfmittel / Altlasten

Zur Klarung, ob eine Kampfmittelbelastung vorliegt, wurde seitens des Fachbereiches Ordnung der Kreis-

und Hochschulstadt Meschede der Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe beteiligt. Mit Schrei-
ben vom 02.10.2017 teilt der Fachbereich Ordnung mit, dass keine MalRnahmen erforderlich snd, da kei-

ne in den Luftbildern erkennbare Belastung vorliegt.

Es wurde seitens des Fachbereiches Ordnung folgender Hinweis, der auch in der Planzeichnung abge-

druckt ist, gegeben:

»Ist bei der Durchfuhrung der Bauvorhaben der Erdaushub auRRergewdhnlich verfarbt oder werden ver-
dachtige Gegenstande beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und es ist unverzuglich der
Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe durch die 6rtliche Ordnungsbehérde oder Polizei zu ver-

standigen.”

14. Ver- und Entsorgung / Anforderungen des § 44 Landeswassergesetz / Abfallbeseitiqung / Bo-

den- und Bauschuttmassen / Baugrund / Uberschwemmungsgebiete/ Wasserrecht

14.1 Wasser-, Gas- und Stromversorgung, Abwasserbeseitigung, Abfallbeseitiqung

Die gesamte leitungsgebundene Infrastruktur ist in der ,Liegnitzer StralRe®, dem ,Glatzer Weg“ sowie der
,Gorlitzer Stralle” und ,Oppelner Stral’e® bereits vorhanden und wird flr die neu zu bauende Erschlie-

Rungsstralle durch den Investor hergestellt.

Die Strom- und Gasversorgung erfolgt durch die einschlagigen Versorgungstrager.

Zu der Forderung des § 44 Abs. 1 des Landeswassergesetzes (LWG) in der zur Zeit geltenden Fassung,
fur das Niederschlagswasser von Grundsticken, die nach dem 01.01.1996 erstmals bebaut, befestigt
oder an die Offentliche Kanalisation angeschlossen werden, bereits bei der Planung die erforderlichen
Entwasserungseinrichtungen fur eine Versickerung oder fur eine Verrieselung oder fir eine ortsnahe
Einleitung (ggfs. Uber einen Transportkanal ohne Vermischen mit Schmutzwasser) in ein Gewasser zu
berlicksichtigen, sofern dieses ohne Beeintrachtigung des Wohls der Allgemeinheit maéglich ist, ist fol-

gendes auszufiihren:

Im Zuge des Bauleitplanverfahrens wurde eine Baugrunduntersuchung und ein Baugrundgutachten durch
die PTM Geotechnik Arnsberg GmbH aus Arnsberg mit Datum vom 12.10.2017 erstellt.
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Es wurden 3 Rammkernsondierungen zur Erkundung der Untergrundverhaltnisse und zur Entnahme von
Bodenproben vorgenommen sowie Versickerungsversuche und chemische Untersuchungen durchge-
fuhrt.

Ergebnis dieses Gutachtens sind Hinweise fir den Kanal- und Leitungsbau, da die Béden sich als teil-

weise unzureichend tragfahigen Baugrund darstellen. Auch ist die Wiederverwertbarkeit von entnomme-
nen Bdden nur durch Aufbereitung mit Bindemitteln mdglich. Weitere Hinweise beziehen sich auf die
Grabensicherung bzw. Grabenaushub, die Wasserhaltung und zum StralRenbau. Zur Versickerungsfahig-
keit kommt das Gutachten zu dem Ergebnis, dass die Béden nur schwach durchlassig sind und sich nicht

fir eine dezentrale Versickerung eignen.

Insgesamt wird im Baugrundgutachten darauf hingewiesen, dass es sich immer nur um punktuelle Aus-
sagen handelt und Abweichungen mdéglich sind. Die Verantwortung fir MalRnahmen am Baugrund liegt

bei den Bauherren.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist daher eine Beseitigung der Abwasser im Trennkanalisati-
onssystem vorgesehen. Das Niederschlagwasser soll dartiber hinaus in einem festgesetzten Regenriick-
haltebecken gesammelt und dem Gewasser ,Kleine Gebke” zugeflihrt werden. Die Dimension des Re-
genrlickhaltebeckens ist durch die Festsetzung von Flachen fiir die Ver- und Entsorgung mit der Zweck-
bestimmung Regenrickhaltebecken gesichert. Die Einleitungserlaubnis gem. Wasserhaushaltsgesetz

(WHG) in die Kleine Gebke ist vor Errichtung zu beantragen.

Um die Ver- und Entsorgung innerhalb der tiefen Baufenster im Egerweg sicherzustellen, ist ein Geh-,

Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der 6ffentlichen Ver- und Entsorgungstrager festgesetzt.

14.2 Frage der angemessenen Loschwasserversorgung

Nach den ,Richtwerten flir den Léschwasserbedarf unter Berlicksichtigung der baulichen Nutzung und
der Gefahr der Brandausbreitung“ des Deutschen Verein des Gas- und Wasserfaches (DVGW) ist fur
Wohngebiete im Falle von feuerbestandigen oder feuerhemmenden Umfassungen und harten Beda-
chungen der baulichen Anlagen eine Loschwassermenge von 800 Litern pro Minute Uber einen Zeitraum

von zwei Stunden als Grundversorgung bereitzustellen. Diesen Wert legt auch das Protokoll des Hoch-

sauerlandkreises (HSK) der Besprechung am 12.01.2001 betreffend Léschwasserversorgung zugrunde.
Die Sicherstellung der Léschwasserversorgung ist durch den Investor bei Planung der Erschlielung zu

gewabhrleisten und mit den entsprechenden Fachbehdrden abzustimmen.

14.3  Abfallbeseitigung / Boden-und Bauschuttmassen

Aufgrund der abfallrechtlichen Vorschriften wird der in der Kreis- und Hochschulstadt Meschede anfallen-
de Abfall getrennt nach den einzelnen Abfallfraktionen erfasst und u. a. im Rahmen des Dualen Systems
einer Wiederverwertung zugefiihrt. Nicht verwertbare Reststoffe werden in der genehmigten Abfalldepo-
nie des Hochsauerlandkreises entsorgt. Die organischen Abfalle werden getrennt eingesammelt (Bioton-

ne) und dem zustandigen Kompostwerk angedient.
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Die im Plangebiet anfallenden Boden- und Bauschuttmassen werden auf einer fiir den Abfallstoff zuge-
lassenen Entsorgungsanlage beseitigt bzw. einer ordnungsgemafRen und schadlosen Verwertung zuge-
fihrt, soweit diese nicht zulassigerweise im Baugebiet zum Massenausgleich oder zur Profilierung von

Bodenflachen wieder eingebaut werden kénnen.

14.4  Baugrund
Um einen korrekten Umgang mit dem Oberboden (Mutterboden) zu sichern, wird folgender Hinweis in die

Planzeichnung aufgenommen:

.Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist der Oberboden (Mutterboden) bei Errichtung oder
Anderung von baulichen Anlagen in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung zu schiitzen. Er
ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und spater wieder einzubau-

en.

14.5  Uberschwemmungsgebiete

Fir den Bachlauf ,Kleine Gebke* sind keine tatsachlich oder vorlaufig gesicherten Uberschwemmungs-
gebiete durch ordnungsbehdrdliche Verfligung der zustandigen Wasserbehdrde gem. § 76 WHG bzw.
§ 83 LWG festgelegt. Die festgesetzten Baugrenzen westlich der ,Kleinen Gebke* orientieren sich daher

am bestehenden Abstand der Bestandsbebauung zur ,Kleinen Gebke*.

14.6  Private Wasserleitung

Sidlich des Geltungsbereiches der 4. Bebauungsplananderung liegen zwei Teiche, die durch Leitungen
von der Kleinen Gebke aus gespeist werden und durch den Geltungsbereich der Bebauungsplanande-
rung verlaufen. Fur die Wasserentnahme aus der Kleinen Gebke wurde zuletzt im Jahre 1989 durch die
Untere Wasserbehorde des Hochsauerlandkreises eine wasserrechtliche Erlaubnis gem. § 8 WHG erteilt.
Das Leitungsrecht ist nicht im Alt-Bebauungsplan festgesetzt worden, sondern privatrechtlich tber Ein-

tragungen im Grundbuch gesichert.

Eine nachrichtliche Ubernahme der Leitungsrechte ist nicht maglich, da gem. § 9 Abs. 6 BauGB nach-
richtliche Ubernahmen nur fiir Planungen anderer gesetzlicher Vorgaben gilt, die eine AuBenwirkung
haben und planungsrechtlich relevant sind (vgl. BauGB-Kommentar Briigelmann § 9 Rn 658, 660). Diese
AuBenwirkung bzw. Relevanz ist bei einer Speisung eines privaten Teiches nicht gegeben. Die privat-

rechtliche Sicherstellung ist ausreichend.

Die Festsetzung eines Leitungsrechtes wird auch in dieser Bebauungsplananderung nicht vorgenommen,
da die Funktion der Teiche offensichtlich entfallen ist. Die Leitungen werden daher langfristig nicht mehr

bendtigt und eine AuRerbetriebnahme der Teiche angestrebt.

In der Planzeichnung ist das Leitungsrecht als Hinweis enthalten, um Bauwilligen Informationen Uber die

Lage der Leitungen zu liefern, solange die Teiche weiterhin betrieben werden.

Seite 21



Begriindung zur 4. Anderung B-Plan Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraRe*
Stand: Satzungsbeschluss

15. Schutzgebiete; Zur Umwidmungssperrklausel und zur Bodenschutzklausel; Zum Klimaschutz

und zur Klimaanpassungq; Artenschutzrechtliche Priifung

Der Geltungsbereich der vorliegenden Bauleitplanung liegt nicht im Bereich einer Wasserschutzzone.

Der Geltungsbereich liegt nicht im Bereich von Natura-2000-Gebieten (FFH- und Vogelschutzgebiete).

Der Geltungsbereich liegt nicht im Bereich eines festgesetzten Landschaftsschutzgebietes.

Innerhalb des Geltungsbereichs befinden sich keine gesetzlich geschiitzten Biotope gem. § 30 BNatSchG
bzw. § 42 LSG.

Die so genannte ,Umwidmungssperrklausel“ des § 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB beinhaltet, dass landwirt-
schaftlich, als Wald oder fiir Wohnzwecke genutzte Flachen nur im notwendigen Umfang umgenutzt wer-
den sollen, wobei die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flachen
begriindet werden soll; dabei sollen Ermittlungen zu den Méglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde
gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflachen, Gebaudeleerstand, Bauliicken und andere Nach-

verdichtungsmaoglichkeiten zahlen kénnen.

Hierzu ist zu sagen, dass bereits zum jetzigen Zeitpunkt fiir den Geltungsbereich der 4. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer Stral’e” - zwischen Liegnitzer Strafle und Gor-
litzer StraRe Baurechte bestehen. Der Bebauungsplan Nr. 31- 4. Anderung schafft also keine neuen Bau-
rechte. Vor diesem Hintergrund betrachtet liegt ein Verstol3 gegen die Umwidmungssperrklausel nicht

vor.

Handlungsalternativen zu den mit diesem Bebauungsplan begriindeten Erleichterungen in Bezug auf die
stadtebaulichen Vorgaben zum Mal der baulichen Nutzung und zur dueren Baugestaltung sind nicht
gegeben, da das Ziel verfolgt wird, dass unter erleichterten Bebauungsplanvorgaben

e zusatzliche Wohngebaude verwirklicht werden kdnnen oder

o vorhandene zu kleine Baukoérper bedarfsgerecht umgebaut werden kénnen

e Anbauten geschaffen werden kdnnen oder

e zu kleine Baukorper abgerissen und nachfolgend bedarfsgerecht neu errichtet werden kénnen.
Die vorstehenden Ausfiihrungen gelten auch fir die sog. ,Bodenschutzklausel® gem. § 1a Abs. 2 Satz 1
BauGB, wonach mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll und zur Verrin-
gerung der zusatzlichen Inanspruchnahme von Flachen fur bauliche Nutzungen die Mdéglichkeiten der
Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarkeit von (Brach-)FIachen, Nachverdichtung
und andere MalRnahmen der Innenentwicklung zu nutzen sind sowie Bodenversiegelungen auf das not-
wendige Mald zu begrenzen sind. Da im vorliegenden Fall keinen neuen Baurechte geschaffen werden,
sondern lediglich unter erleichterten Bebauungsplanvorgaben

e zusatzliche Wohngebaude verwirklicht werden kénnen oder

o vorhandene zu kleine Baukoérper bedarfsgerecht umgebaut werden kénnen

e Anbauten geschaffen werden kdnnen oder

e zu kleine Baukorper abgerissen und nachfolgend bedarfsgerecht neu errichtet werden kénnen,
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liegt ein Verstold gegen die Bodenschutzklausel nicht vor. Durch die Ausnutzung bestehenden Baurechts
und die Vermeidung von Inanspruchnahme von Grund und Boden an anderer Stelle ist das Gegenteil der
Fall.

Die Produktion klimaschadlicher Stoffe (Gase und Staube) ist eine Funktion der Energieumwandlung im
Wohnungssektor, Verkehrssektor und Agrar-, Gewerbe- und Industriesektor. Klimaschadliche Stoffe re-
sultieren vorwiegend aus Verbrennungsprozessen fossiler Energietrager. Daher ist es speziell im Woh-
nungssektor (Neubau und Bestandsmodernisierung) sinnvoll, moglichst Energie aus Verbrennungspro-
zessen einzusparen, indem statt dessen vermehrt sonnenenergienutzende Systeme der "passiven Son-
nenenergiegewinnung" durch Fenster mit positiver Energiebilanz fiir die Raumheizung genutzt werden
und des Weiteren generell fir die Gebdudebeheizung und die Warmwasserbereitung rationelle Warme-
versorgungssysteme (Solarkollektoren, Warmepumpen, Warmertckgewinnung, Kraft-Warme-Kopplung
usw.) genutzt bzw. mitgenutzt werden. Des Weiteren kdnnen installierte Photovoltaikanlagen das Son-
nenlicht direkt in elektrischen Strom umwandein.

Aufgrund der genannten rationellen Energiezufiihrungssysteme ggfs. im Verbund mit konventioneller
Kesselfeuerung in Abstimmung mit geeigneten Warmedammungs- und Liftungssystemen ergibt sich
eine (Teil-) Einsparung fossiler Energietrager und damit einhergehend eine Verminderung der Einleitung

luftfremder klimaschadlicher Stoffe in die Atmosphare.

Es bleibt der Bauwerberin/dem Bauwerber unbenommen, die fur Niedrigenergiehdauser und Nullenergie-
hauser sinnvollen Energiezufihrungssysteme und erforderlichen erhéhten Warmedammstarken im Zu-
sammenhang mit geeigneten Luftungssystemen zu realisieren. Derartige Systeme werden durch die
Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplanes nicht blockiert. Konkrete Festsetzungen, durch die
dem Klimawandel entgegen gewirkt werden soll, sind nicht angezeigt, da fur jedes neue Gebaude (und
auch bei der Modernisierung des Bestandes) ein individuell optimiertes Gesamtsystem aus Energiezufih-
rung und Dammung/Liftung zugeschnitten werden muss. Dieses ist eine Aufgabe, die von spezialisierten

Ingenieurburos erledigt wird.

Fir den Neubau von Gebauden wird diesbezliglich auf die Regelungen des Erneuerbare-Energien-
Warme-Gesetzes verwiesen, welches die Eigentimerschaften u. a. verpflichtet, den Warmeenergiebedarf
eines Gebaudes durch die anteilige Nutzung von erneuerbaren Energien zu decken. Ferner sind bei Ge-

bauden das Energieeinsparungsgesetz und die Energieeinsparverordnung zu beachten.

Festsetzungen oder Empfehlungen zum Hitzeschutz im Stadtebau (,Klimaanpassung®) sind nicht erfor-
derlich, da lediglich Gebaude in offener Bauweise, also mit seitlichem Grenzabstand, zuldssig sein wer-
den. Lang anhaltende Hitzestauungen (,Backofeneffekt‘) mit negativen Auswirkungen auf den Menschen

werden sich nicht ergeben kénnen.

Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Prifung nach dem BNatSchG vom 29.07.2009 liegen durch das

Artenschutzgutachten des Buros Stelzig aus Soest vom September 2017 vor:
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Drei Vogelarten, die zu den planungsrelevanten Arten gehéren, kdnnten hinsichtlich der vorliegenden
Biotopausstattung im Planungsgebiet vorkommen: Baumpieper, Feldsperling, Neuntéter. Die Vogelarten
Baumpieper und Neuntéter kdbnnen ausgeschlossen werden, da die vorliegenden Gegebenheiten fiir ein
Vorkommen nicht geeignet sind. Brutstellen des Feldsperlings wurden nicht gefunden. Sollten sich jedoch
welche im Plangebiet befinden, sind diese durch das Vorhaben nicht beeintrachtigt, da die in Frage

kommenden Geholzstrukturen erhalten bleiben.

Insgesamt wird im Artenschutzrechtlichen Gutachten festgehalten, dass die Verbotstatbestdnde gem.
§ 44 Abs.1 Nr. 1- 3 BNatschG, d.h. eine Gefahrdung der Arten, demnach ausgeschlossen werden kdn-
nen, wenn die im Artenschutzrechtlichen Gutachten genannten Planungshinweise (s. Kap. 5 des Arten-
schutzrechtlichen Gutachtens) eingehalten werden. Auch kommen keine planungsrelevanten Pflanzenar-
ten im Plangebiet vor und es ist auch weiterhin die 6kologische Funktion im rdumlichen Zusammenhang
erfllt.

Durch einen Hinweis in der friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 13a Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs.
2 i.V.m. § 3 Abs.1 BauGB ist das Artenschutzgutachten um die ,Einschatzung der Auswirkungen des
geplanten Bauvorhabens ,Liegnitzer Strale” in Meschede auf die Amphibienpopulation® sowie die ,Am-
phibien-Wanderungskontrolle im Rahmen der vertieften Artenschutzrechtlichen Vorprifung zum geplan-

ten Baugebiet Liegnitzer Stralle in Meschede” erganzt worden:

Suidlich des Geltungsbereiches der Bebauungsplananderung befinden sich zwei Teiche einer ehemaligen
Ziegelei bzw. Betonwerks. Unter den gegebenen Umweltbedingungen und Habitateigenschaften kann ein
Vorkommen von Amphibien nicht sicher ausgeschlossen werden. Die Tiere sind neben ihrer aquatischen
Fortpflanzungsstatte auch von terrestrischem Lebensraum abhangig, daher spielen sowohl die Landle-
bensrdume im Vorhabenbereich und der ndheren Umgebung als auch die Unzerschnittenheit beider Le-

bensrdume eine wichtige Rolle.

Durch die Installation und Kontrolle des Amphibienschutzzauns konnte eine Wanderbewegung von Nord
nach Sid von drei Amphibienarten in das sudlich des Plangebiets gelegene Laichgewasser bestatigt
werden. Die dominierende Art war dabei die Erdkrote Des Weiteren wurden ein Faden- und ein Teich-

molch nachgewiesen.

Unter den gegebenen Bedingungen wird die Amphibienpopulation an der Liegnitzer Stral3e bereits jetzt
jahrlich stark durch den Autoverkehr dezimiert. Durch das geplante Vorhaben wirde dieser Vorgang wei-
ter zunehmen und somit auch das Toétungsrisiko der Tiere ansteigen. Keller, Kanalschachte etc. des zu-
kinftigen Wohngebiets stellen zudem Fallen fur die Tiere dar, in welchen sie auf ihren Wanderungen
haufig verenden. In diesem Fall ist eine Tétung besonders geschutzter Arten nicht ausgeschlossen, was
nach § 44 Abs. 1 BNatSchG einen Verbotstatbestand darstellt. Langfristig ist eine Schwachung der loka-

len Population méglich.

Um fur die Tiere statt dem fortschreitenden Aussterben oder einer Isolation im naheren Gewasserumfeld

eine nachhaltige Lésung zu schaffen, stellt die Schaffung eines Ersatzgewasser im Norden des Vorha-
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bens die bestmogliche MaRnahme dar. Durch die Anlage eines Ersatzgewassers aufderhalb der kriti-
schen Wanderkorridore bzw. Fahrbahnquerungen kann langfristig die lokale Population gestarkt werden.
Im Norden des Untersuchungsgebiets muss ein dauerhaft wasserfliihrendes Gewasser angelegt werden.
Es muss mindestens eine Grofie von 600 m? aufweisen und mit Totholz und Wurzelstubben ausgestattet
sein um den Kréten Mdglichkeiten zum Anheften von Laichschniren zu bieten. Um eine Besiedelung
durch die Erdkrote zu gewahrleisten muss eine Leiteinrichtung in Form eines temporaren Amphibien-
schutzzaun (5 Jahre) von den Winterquartieren trichterférmig zum Laichgewasser installiert werden. Da
die Erdkrote die strikteste Laichplatzbindung aller einheimischen Amphibien aufweist und Fremdgewas-
ser zunachst nur vereinzelt angenommen werden, missen im kommenden Frihjahr zusatzlich Laich-

schniire aus dem silidlichen Gewasser abgesammelt und in das neue Gewasser eingebracht werden.
Die ArtenschutzmalRnahmen werden als textliche Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen.

Die Berucksichtigung und Durchfiihrung der ArtenschutzmafRnahmen durch den Investor wird durch die

Aufnahme in den in den stadtebaulichen Vertrag gewahrleistet.

16. Flachenbilanz

Allgemeines Wohngebiet 31.808 gm
Hiervon:

Uberbaubare Grundstucksflache 26.290 gm
nicht iberbaubare Grundstlcksflache 5.518 gm
Wasserflachen 165 gm
Flachen fur Anpflanzungen 1.297 gm
Aufhebungsflache 1.456 gm
Offentliche StraRenverkehrsflache 5.220 gm
Offentlicher FuBweg 78 gm
Grunflachen (Béschung Bach) 799 gm
Gesamtflache: 40.823 gm

17. Bodenordnung, Realisierung und Kosten von ErschlieBungsmaBnahmen, AusgleichsmaR-

nahmen und Planungskosten

Hoheitliche MaRnahmen der Bodenordnung sind nicht erforderlich, da die Aufteilung und Vermarktung
des Baugebietes durch den Investor vorgenommen wird. Dies wird im stadtebaulichen Vertrag festge-

schrieben.

Realisierung und Kosten von ErschlieBungsmalRnahmen

Der Kreis- und Hochschulstadt Meschede entstehen keine Kosten durch die vorliegende Bebauungs-
plandnderung. Die Herstellung der ErschlieBungsanlagen (6ffentliche Verkehrsflachen, FuRweg, Ful3-
gangerbricke, Ver- und Entsorgungsanlagen wie bspw. das Regenrtickhaltebecken) wird durch den In-

vestor getragen. Fremdanliegern, die ber die ErschlieBungsanlagen erschlossen werden, entstehen
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keine Kosten. Die neuen ErschlieBungsanlagen gehen nach Fertigstellung die das Eigentum der Kreis-

und Hochschulstadt Meschede Uber. Dies wird im stadtebaulichen Vertrag geregelt.

Realisierung und Kosten von AusgleichsmalRnahmen / Artenschutz

Eine Eingriffs- / Ausgleichsbilanzierung und eine Festsetzung von Ausgleichsmaflinahmen sind in dem
gewahlten Verfahren des ,beschleunigten Verfahrens gem. § 13a Abs. 1 und 2 BauGB nicht erforderlich.
Kosten hierfiir entstehen demnach nicht. Die Umsetzung des Artenschutzes erfolgt gem. Stadtebaulichen

Vertrag durch den ErschlieBungstrager.

Planungskosten
In einem stadtebaulichen Vertrag wird gem. § 11 Abs. 3 BauGB (Folgekostenvertrag) mit dem Investor

vereinbart, dass der Investor die im Zuge des Bauleitplanverfahrens entstehenden Planungskosten sowie

Kosten fur erforderliche Gutachten bzw. Genehmigungen ibernimmt.

Ziel eines solchen Folgekostenvertrages darf nicht der Verkauf von Hoheitsrechten sein. Die Kreis- und
Hochschulstadt Meschede kann sich lber einen Folgekostenvertrag jedoch von den Aufwendungen ent-

lasten, die mit der Schaffung von Baurecht verbunden sind’.
Es kann festgehalten werden, dass die Ubertragung der Kosten fiir die der Erarbeitung des Bauleitplan-

entwurfs auf den Investor rechtmaRig ist, Gber § 11 Abs. 1 Nr. 3 BauGB abgedeckt ist und in diesem Bau-

leitplanverfahren zum Tragen kommt.

18. Anderungen wihrend des Planverfahrens

Nach Durchfilhrung der frilhzeitigen Beteiligung wurden folgende Anderungen am Vorentwurf des Be-

bauungsplans vorgenommen:

e Festsetzung von Flachen fir ein Regenriickhaltebecken

e Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes fur das sudliche Baufenster im Egerweg

e Festsetzung, dass nur Einzelhduser zulassig sind

¢ Aufnahme eines Hinweises zum Umgang mit Oberboden (Mutterboden) und Kampfmitteln

e Aufnahme eines Hinweises zur Anbauverbots- und Anbaubeschrankungszone gem. Bundesfern-
strallengesetz (FstrG) sowie Darstellung der Zonen in der Planzeichnung

e Prazisieren der Gestaltungsvorgaben bezogen auf farbliche Vorgaben

e Textliche Festsetzung von ArtenschutzmaRnahmen

Nach der 6ffentlichen Auslegung kam es zu folgenden Anderungen:
e Hinweis auf den Begriff ,Vollgeschoss“ gem. Bauordnung NRW

e Prazisierung der Umsetzung des Artenschutzes (textliche Festsetzung)

1
vgl. Briigelmann ,Kommentar zum BauGB": § 11, Rn. 69
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Meschede 27.09.2018

Kreis- und Hochschulstadt Meschede

Fachbereich Planung und Bauordnung

Im Auftrag

Klaus Wahle

Fachbereichsleiter
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Anlage 2 zur Begrundung

Fachbereich Planung und Bauordnung Meschede, 15.08.2017

Anderung des Bebauungsplanes Nr. 31 ,,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer StraBe“ - 4. Anderung zwi-
schen Liegnitzer StraBe und Gorlitzer StraBe

hier: Schalleinwirkungen im Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanes, die vom Kraftfahr-

zeugverkehr auf der Bundesautobahn A 46 abgestrahlt werden - Schalltechnische Berech-
nung, Handlungsméglichkeiten und Auswahl der MaBnahmen

Anlagen:

Anlage 1: Lage der Schalleinwirkungsorte im Profil | und im Profil Il

1. Aufgabe

Zur Beantwortung der Fragestellung, ob gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse vorliegen und unter dem
Ziel, empfindliche Nutzungen zu schitzen (Schallschutzvorsorge), sind die stralenverkehrsbedingten
Schalleinwirkungen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 31 ,Schiitzenhaus-Nord / Liegnitzer
StralRe* - 4. Anderung zwischen Liegnitzer Strale und Gorlitzer StraRe zu ermitteln und zu beurteilen.

Es ist daher der Beurteilungspegel L. der Schallabstrahlungen vom KFZ-Verkehr auf der Bundesautobahn
A 46 fur den Zeitraum 2015 und den Prognosezeitpunkt 2025 in den autobahnnahen Freiraumen, in denen
Arbeitsvorgange im Freien vorgenommen werden und an ausgesuchten Gebaudefassaden zu berechnen.

Die Ergebnisse sind sodann mit den schalltechnischen Orientierungswerten fiir die stadtebauliche Planung
gem. Beiblatt 1 zur DIN 18 005 von Mai 2002 zu vergleichen. Eine Betrachtung erforderlicher und maogli-
cher MaRnahmen schlie3t sich an. Als Rechengrundlage diente die RLS-90 -- Richtlinien fiir den Larm-
schutz an StraRen, Ausgabe 1990 -- .

2. Verkehrsbelastung auf der Bundesautobahn A 46 -- Zu den Schalleinwirkungen, die vom Kraft-
fahrzeugverkehr auf der A 46 abgestrahlt werden

Die DIN 18005 vom Mai 2002 empfiehlt in Kap. 4 ,Berechnung der Schallemissionen":

,Beim Neubau oder der wesentlichen Anderung von StraRRen ist von den der Planung zugrundeliegenden
Verkehrsdaten auszugehen, bei der Ausweisung neuer Baugebiete im Bereich bestehender Stral’en vom
gegenwartigen Verkehr unter Beriicksichtigung der Verkehrsentwicklung.*

Fir die Verkehrsentwicklung bis zum Jahre 2025 ist folgendes eingestellt und angenommen worden:

Zur Verkehrsbelastung auf dem Autobahnabschnitt zwischen der Anschlussstelle Enste und der
Anschlussstelle Meschede:

Ergebnis der Verkehrszahlung der Landesstrallenbauverwaltung im Jahre 2015 ist ein durchschnittlicher
taglicher Verkehr (DTV) im Zeitraum von 24 Stunden von15.974 Kraftfahrzeugen auf der A 46 an der Zahl-
stelle Nr. 5119 zwischen der Anschlussstelle Enste und der Anschlussstelle Meschede. Die fur schalltech-
nische Berechnungen anzuhaltenden mafigebenden stindlichen Verkehrsstarken (M) und die LKW-Anteile
(p) betragen:

MT
MN

935
128

t
n

11,3 % im Tageszeitraum
18,2 % im Nachtzeitraum.

P
P

Fakten und Annahmen:

Es handelt sich hierbei um projektbezogene Untersuchungsergebnisse der Verkehrszahlung 2015, welche
die pauschalierten Daten nach der Tabelle 3 der RLS-90 verdrangen [vgl. Ausfliihrungen der RLS-90 unter
Formel (7)].

Ferner gilt die Annahme, dass sich die oben aufgefiihrten maRgebenden stindlichen Verkehrsstarken (M)
aus dem Jahre 2015 um 20 % bis zum Prognosejahr 2025 erhéhen. Es wird ferner angenommen, dass
sich die 0.g. LKW-Anteile aus der Verkehrszahlung 2015 nicht verandern.
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3. Betrachtete Einwirkungsorte und Berechnung des Emissionspegels

Die Aufpunkte A und B reprasentieren die Schalleintragungsverhaltnisse an der autobahnnahen Baugren-
ze, Héhe: 2,75 m Uber Terrain.

Hoéhe der Schallquelle:
Die Hohe der Schallquelle wird gem. RLS-90, Kap. 4.3 mit 0,5 m Uber OK Strafle angenommen.

Berechnung des Emissionspegels L, e gem. RLS-90, Kap. 4.4.1.1 an "langen, geraden Straen" auf
dem Autobahnabschnitt zwischen der Anschlussstelle Enste und der Anschlussstelle Meschede:

Ausgangswerte:

Verkehrsgeschwindigkeit: > 130 km/h

StralRenoberflache: nicht geriffelter Gussasphalt

Verkehrsbelastung: M; =935 KFZ/h + 20 % = 1.122 Kfz/h Prognose fur
M, =128 KFZ/h + 20 % = 154 Kfz/h das Jahr 2025

Gutachten-Zahlung: VZ 2015

LKW-Anteil: tags: 11,3 % nachts: 18,2 %

Bestimmung:

Das Verkehrsaufkommen einer Stral3e ist den beiden duBeren Fahrstreifen jeweils zur Halfte zuzuord-
nen.
Tab. 3: MaRgebende stiindliche Verkehrsstarke in KFZ/h je Fahrstreifen:

M agsy = 561 KFZ/h

M (nachtsy = 77 KFZ/h

Diagramm I:  Mittelungspegel aus M (iags) UNd M (nachis):
bzw.- Formel (7)  Lmt (25 = 67,63 dB(A)
LmnN(es) = 60,13 dB(A)

Diagramm II:  Korrektur fir Geschwindigkeit abhangig vom LKW-Anteil:
DV(tags) =1 18 dB(A)
DV(nachts) =1 16 dB(A)

Tab. 4: Korrektur fir Stralenoberflache:
Dstro = 0 dB(A)

Kap. 4.4.1.1.4: Zuschlag fur Steigungen:

Dstg = 0 dB(A) — Flachen vor dem Larmschutzwall
Dgg = 3,42 dB(A) — Fléache vor der Briicke (Larmschutzwand)

Kap. 4.6: Korrektur Dg fir Spiegelschallquellen:
De = 0dB(A)

Berechnung der Emissionspegel

Wall
Lmetags = Lmtes) + Dyt + Dsyro + Dstg + De
LmEtags = 67,63 + 1,8 + 0 + 0 + 0 = 69,43dB(A)

I—m,N(25) + Dv,N + Dstro + Dstg + DE
60,13 + 16+ 0 + 0 + 0 = 61,73dB(A)

Lm,E,nachts
Lm,E,nachts

Steigung (Berticksichtigung der Lage zur Autobahnbriicke)
Lmetags = Lmtes) ¥ Dyt + Dsyro + Dstg + De
Lmgtgs = 67 + 18 + 0 + 342 + 0 = 72,85dB(A)

Lmgnachts = Lmnes) + Dyn + Dsyo + Dsig + De
I—m,E,nachts= 61 + 1,6 + 0 + 3,42 + 0 = 65,15 dB(A)
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4. Abschirmung (bestehender Larmschutz)

Berechnung der Abschirmung Dz nach dem Verfahren ,langer, gerader Fahrstreifen* gem. RLS-90, Kap.
4.41.4.2, Formel 14

1. Briicke (Wand)

Dz = 18,20 dB(A)

Lmgtags = 51,23 dB(A)
Lm,E,nachts = 43,53 dB(A)

2. Wall

Dz = 18,39 dB(A)

Lm,E,tags =51,04 dB(A)
I-m,E,nachts =43,34 dB(A)

5. Schallimmissionen

Berechnung des Beurteilungspegels L, nach dem Verfahren ,langer, gerader Fahrstreifen“ gem. RLS-90,
Kap. 4.2, 4.3 und 4.4.1, wonach der Mittelungspegel fir die beiden auliersten Fahrstreifen getrennt zu
berechnen und danach energetisch zu summieren ist.

Lr=L, + K

Lm = Lme + Ds. + Dgu + Dg

I:)BM — entféllt bei vorhandener Abschirmung

Tabelle I fiir Profil |

S, hm I-m,E + Ds,J_ + I:)BM + DB = I-m K Lr Ort
ml m] | [BA)] | [GB(A)] | [9B(A)] | [9B(A)] | [9B(A)] | [B(A)] | [dB(A)] | [dB(A)]
59 6943 | 2,46 18.20 | 48,77
tags | g9 I 16943 | 323 | ! |-1820| 4800 | 2141 | O 51 A
59 6173 | 246 18.20 | 41,07
nachts | g9 I 16173 | 323 | ! |-1820]| 4030 | 4371 | O 44

Tabelle Il fur Profil I

89 69,43 | -4,49 -18,39 | 46,55

tags | g I 16943 | 503 | ! |-1839]| 4601 | 4¥29| O 49 5
89 6173 | -4.49 18,39 | 38.85
nachts | gq I 16173 | 503 | ! |-1839]| 3931 | 4209 | O 42

Aufgrund der vorstehenden Héhen h,, wird eine Vereinfachung des Gelandemodells vorgenommen, die
aber nur zu vernachlassigbaren Fehlern in der Ermittlung der Beurteilungspegel fuhrt.
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Tabelle llI
Vergleich der Inmissionen [Beurteilungspegel L,] mit den schalltechnischen Orientierungswerten

Schalltechnische Orientierungswerte gem. Beiblat 1 zu DIN 18005 im allgemeinen Wohngebiet (WA):

55 dB(A) / tags

45 dB(A) / nachts

Ergebnis:

Die Berechnung ergibt eine Einhaltung der schalltechnischen Orientierungswerte gem. Beiblatt 1 zur DIN

18005 ,Schallschutz im Stadtebau“ im unmittelbaren Nahbereich der Bundesautobahn A 46. Weitere Maf3-
nahmen sind nicht erforderlich.

tagsiber:
Am schalltechnischer )
Aufounkt Lr Nutzung Orientierungswert geman Uberschreitung
P Beiblatt 1 zu DIN 18005
Profil | bzw. Il
A 51 WA 55 -4
B 49 WA 55 -6
nachts:
Am schalltechnischer .
Aufounkt Lr Nutzung Orientierungswert geman Uberschreitung
P Beiblatt 1 zu DIN 18005
Profil | bzw. Il
A 44 WA 45 -1
B 42 WA 45 -3

Jana Janota

Verteiler:
1. Herrn Quast zur Durchsicht und Abstimmung (erfolgt am 11.08.2017)

2. Herrn Wahle zur Kenntnisnahme
3. Zum Vorgang
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1 Einleitung

Das vorliegende Gutachten umfasst die Artenschutzrechtliche Vorprifung (ASVP) zum ge-
planten Baugebiet ,Liegnitzer Stral’e” am nérdlichen Ortsrand der Stadt Meschede (vgl. Ab-
bildung 1). Die Anderung des Bebauungsplanes besteht bereits seit 1990. Nun soll jedoch die
planungsrechtliche Voraussetzung zur Erweiterung der bereits vorhandenen Siedlung ge-

schaffen werden.

Die ca. 15.000 m? grof3e Flache befindet sich im Norden von Meschede nordlich der Liegnitzer
Stralde und sudlich der Autobahn 46. Sie wird zurzeit Gberwiegend als Grinland genutzt. Das
Plangebiet umfasst Teile der Flurstiicke 594, 524, 445, 515, Flur 2 der Gemarkung Meschede
Stadt. Im Westen schliel3t sich ein Wald an. Sud- und 6stlich befindet sich eine berwiegend
aus Einfamilienhdausern mit angeschlossenen Garten bestehende Wohnbebauung. Im Norden

begrenzt die A46 in Form einer Autobahnbriicke das Gebiet.

Abbildung 1: Ubersichtskarte mit Lage des Vorhabens (rot markiert) (Kartengrundlage: GEOBASIS NRW
2017).
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Abbildung 2: Abgrenzungen des Baugebiets ,Liegnitzer Strale® in Meschede (Kartengrundlage: GE-
OBASIS NRW 2017).

Mit der Aktualisierung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) zum Marz 2010 wurde
der besondere Artenschutz in Deutschland gesetzlich konkretisiert und an die europaischen
Vorgaben angepasst. Den Bestimmungen des BNatSchG folgend sind daher bei allen geneh-
migungspflichtigen Planungs- und Zulassungsverfahren die Belange des Artenschutzes ge-

sondert zu prifen.

Das Biiro Stelzig — Landschaft | Okologie | Planung | aus Soest wurde mit der Erstellung der

nach dem BNatSchG erforderlichen Artenschutzrechtlichen Vorprufung (ASVP) beauftragt.

Dabei wird im vorliegenden Fall zunachst die Stufe | der Artenschutzrechtlichen Vorprifung
(Vorprufung, im Folgenden als ,ASVP“ abgekurzt) durchgefihrt. Je nach Ergebnis sind an-

schlielend weitere Schritte und ggf. vertiefte Untersuchungen vorzunehmen.
Die vorliegende ASVP hat zum Ziel:

e Vorprifung, ob planungsrelevante Arten im Untersuchungsraum vor-
kommen und von Wirkungen des Vorhabens betroffen sein kénnen
(Stufe 1).

Sofern planungsrelevante Arten betroffen sein kdnnen, missen ggf. weitere Schritte im Rah-

men der Stufe 2 einer Artenschutzprifung unternommen werden.



ARTENSCHUTZRECHTLICHE VORPRUFUNG ZUM GEPLANTEN BAUGEBIET ,LIEGNITZER STRARE" IN MESCHEDE

Ermittlung und Darstellung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stédnde nach § 44 Abs. 1i.V.m. Abs. 5 BNatSchG beziiglich der gemein-
schaftsrechtlich geschutzten Arten (alle européischen Vogelarten sowie
Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie), die durch das Vorhaben er-
fullt werden kdnnen (Stufe 2).

Prifung, ob die naturschutzfachlichen Voraussetzungen fir eine Aus-
nahme von den Verboten gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, sofern erforder-

lich, gegeben sind (Stufe 3).
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2 Rechtlicher Rahmen und Ablauf einer ASP

21 Rechtlicher Rahmen

Durch die Kleine Novelle des BNatSchG vom 29.07.2009 (seit 01.03.2010 in Kraft) wurden die

Regelungen zum gesetzlichen Artenschutz deutlich aufgewertet. Demnach ist es verboten,

,Wild lebenden Tieren der besonders geschiitzten Arten nachzustellen, sie zu
fangen, zu verletzen oder zu téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur
zu entnehmen, zu beschédigen oder zu zerstéren*

(8 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG);

LWwild lebende Tiere der streng geschlitzten Arten und der européischen Vogel-
arten wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und
Wanderungszeiten erheblich zu stdren; eine erhebliche Stérung liegt vor, wenn
sich durch die Stérung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art
verschlechtert”

(8 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG);

LFortpflanzungs- oder Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders ge-
schitzten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zersto-

ren
(8 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG);

sowie ,wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu
entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschédigen oder zu zerstéren”
(8 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG).

Ein VerstoR gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG liegt nicht vor, sofern

die 6kologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestétten im
raumlichen Zusammenhang weiterhin erhalten bleibt (§ 44 Abs. 5 BNatSchG).

Soweit erforderlich, kdnnen auch vorgezogene AusgleichsmalRnahmen festgesetzt werden.
Ein Eingriff ist daher nicht zuldssig, wenn die 6kologische Funktion der betroffenen Fortpflan-

zungs- und Ruhestatten im rdumlichen Zusammenhang nicht weiter erfullt werden kann.
Ausnahmen von den Verboten des § 44 kénnen nur zugelassen werden (§ 45 Abs. 7)

e zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger gemeinwirt-

schaftlicher Schaden,

e zum Schutz der natirlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt,



ARTENSCHUTZRECHTLICHE VORPRUFUNG ZUM GEPLANTEN BAUGEBIET ,LIEGNITZER STRARE" IN MESCHEDE

e flr Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwe-

cken dienende MalRnahmen der Aufzucht oder kiinstlichen Vermehrung,

e im Interesse der Gesundheit des Menschen, der 6ffentlichen Sicherheit, einschliel3lich
der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevolkerung, oder der mafigeblich glnsti-

gen Auswirkungen auf die Umwelt oder

¢ aus anderen zwingenden Grinden des uUberwiegenden o6ffentlichen Interesses ein-

schlieRlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art.
Ausnahmen sind nicht zulassig, wenn
e es zumutbare Alternativen gibt,
e sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art verschlechtert.

Eine Befreiung nach § 67 Abs. 2 BNatSchG von den Verboten nach § 44 BNatSchG kann nur

gewahrt werden, wenn im Einzelfall eine ,unzumutbare Belastung”“ vorliegt.

Von Relevanz ist auch das européische Artenschutzrecht in Form der Vogelschutzrichtlinie
(Richtlinie des Rates vom 2. April 1979 Uber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten
79/409/EWG, kodifizierte Fassung vom 30. November 2009).

Nach Artikel 1 betrifft die Richtlinie die Erhaltung samtlicher wildlebenden Vogelarten und gilt

fur Vogel, ihre Eier, Nester und Lebensraume.

Nach Artikel 5 treffen die Mitgliedsstaaten Malinahmen zum Verbot ,des absichtlichen Totens
und Fangens...“, ,der absichtlichen Zerstérung oder Beschadigung von Nestern und Eiern...",

sowie des ,absichtlichen Storens, insbesondere wahrend der Brut- und Aufzuchtzeit...”.

Nach Artikel 9 kann von den VerbotsmalRnahmen des Artikels 5 u.a. abgewichen werden ,,im
Interesse der Volksgesundheit und 6ffentlichen Sicherheit, ,zur Abwendung erheblicher Scha-

den“ in der Landwirtschaft, fur Forschung und Lehre.

SchlieRlich regelt Artikel 13, dass ,die Anwendung der aufgrund dieser Richtlinie getroffenen
MaRnahmen... in Bezug auf die Erhaltung aller unter Artikel 1 fallenden Vogelarten nicht zu

einer Verschlechterung der derzeitigen Lage fuhren“ darf.

Das Land Nordrhein-Westfalen hat als Planungshilfe eine Liste sogenannter planungsrelevan-
ter Arten erstellt. Dabei handelt es sich um eine naturschutzfachlich begrindete Auswahl von
Arten, die bei einer Artenschutzrechtlichen Prifung im Sinne einer Art-fur-Art-Betrachtung ein-

zeln zu bearbeiten sind.
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Dazu gehoren:

o alle streng geschitzten Vogelarten

e Arten des Anhanges | Vogelschutzrichtlinie (VS-RL) und Artikel 4 (2) Vogelschutzricht-
linie

o Rote-Liste-Arten (landesweite Gefahrdung) nach LANUV NRW (2011)

e Koloniebruter

Eine Liste der entsprechenden Arten wird vom LANUV NRW (2014) im Fachinformationssys-

tem ,Geschutzte Arten in Nordrhein-Westfalen® veroffentlicht.

Da es sich bei der naturschutzfachlich begriindeten Auswahl nicht sicher um eine rechtsver-
bindliche Eingrenzung des zu prifenden Artenspektrums handelt, kann es im Einzelfall erfor-
derlich sein, dass weitere Arten (z. B. Arten mit ricklaufigen Populationsentwicklungen, wie

z.B. Mauersegler) in die Prafung aufzunehmen sind.

2.2 Ablauf einer ASP

In der Stufe | der Artenschutzprifung sind zwei Arbeitsschritte zu leisten:

1. Vorpriufung des Artenspektrums
Hier ist insbesondere zu prifen bzw. festzustellen, ob Vorkommen europaisch ge-
schutzter Arten aktuell bekannt sind oder aufgrund der Biotopausstattung und Habi-
tatangebote im Wirkraum zu erwarten sind.

2. Vorprufung der Wirkfaktoren
In diesem Schritt ist zu prifen, bei welchen Arten aufgrund der Wirkungen des Vorha-

bens Konflikte mit den artenschutzrechtlichen Vorschriften moglich sind.
Das Vorhaben ist zulassig,

a) wenn keine Vorkommen planungsrelevanter Arten bekannt oder zu erwarten sind oder
b) Vorkommen planungsrelevanter Arten bekannt oder zu erwarten sind, aber das Vorha-

ben keinerlei negative Auswirkungen auf diese Arten zeigt.

Sofern Beeintrachtigungen planungsrelevanter Arten nicht ausgeschlossen werden kénnen,
ist eine vertiefende Analyse unter Verwendung der so genannten ,Art-fur-Art-Protokolle® erfor-
derlich. Dieser Arbeitsschritt entspricht der Stufe Il (Vertiefende Prufung der Verbotstat-be-
stéande) gemal VV-Artenschutz.

Ergibt die vertiefende Prifung der Verbotstatbestande einen Konflikt, der nicht durch Vermei-
dungsmalinahmen oder durch Risikomanagement ausgeschlossen werden kann, so kann ein

Ausnahmeverfahren nach §45 (7) BNatSchG angestrengt werden (Stufe IlI).
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Hierbei wird geprtft, ob es

a. zwingende Grunde fir das Vorhaben gibt und

b. keine mdgliche Alternative zur Planung besteht

Wird beides mit ja beantwortet, muss der vorraussichtliche Erhaltungszustand der
planungsrelevanten ,Konfliktart“ bei Durchfuhrung des Vorhabens beurteilt werden. Je nach
Prognose der Auswirkungen (Kommt es zu einer Verschlechterung des

Erhaltungszustandes?) ist das Vorhaben zulassig oder unzulassig.

Artenschutzprufung (ASP)
Stufe I: Vorpriifung (Planungsrelevante Arten, Wirkfaktoren)
Stufe Il: Vertiefende Priifung der Verbotstatbestédnde (Vermeidung, Risikomanagement)

1. Keine vermeidbaren Verletzungen oder Tétungen und
kein signifikant erhdhtes Totungsrisiko?

B
>

e
Bisse|hz

2. Keine erhebliche Stérung (EZ lokale Population)?

1x
nein 3. Okologische Funktion der Fortpflanzungs- und

Ruhestatten sichergestellt?

4. Keine Beeintrachtigung von Pflanzen/-standorten? [r—
Stufe lll: Ausnahmeverfahren (§ 45 (7) BNatSchG) N
1. Zwingende Griinde? ja ’ 3. Verschlechterung des . =
: : Erhaltungszustandes?* st o
? —>
= I BT (Kompensatorische MaBnahmen) g
neinI a
: la * bei FFH-Anhang IV-Arten:
V . Bleibt Erhaltungszustand gtinstig ?"
unzulassig (Art. 16 FFH-RL)

Abbildung 3: Ablaufschema einer Artenschutzprifung (KIEL 2013).



ARTENSCHUTZRECHTLICHE VORPRUFUNG ZUM GEPLANTEN BAUGEBIET ,LIEGNITZER STRARE" IN MESCHEDE

3 Vorhabensbeschreibung, Wirkungsprognose und Wirkraum

3.1 Vorhabensbeschreibung

Die Stadt Meschede plant die Erweiterung einer bereits bestehenden Siedlung am ndérdlichen

Stadtrand. Das Plangebiet wird derzeit Uberwiegend als Grunland genutzt.

Das Baugebiet wurde bereits am 20.04.1990 in der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 31
,Schutzenhaus-Nord, Liegnitzer Stral3e” nach der bereits erfolgten Planfeststellung der A46
als allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Somit wurde der bereits bestehende Bebauungsplan
nach Norden ausgeweitet. Nun soll die Bebauung erfolgen. Auf unterschiedlich grof3en Grund-
stiicken sollen 21 eingeschossige Gebaude mit einer Grundflachenzahl von 0,4 entstehen.
Durch die Siedlung soll ein befahrbarer Wohnweg von meist 6,5 m Breite flihren, welcher von
der Liegnitzer Stralte am sldlichen Rand des Plangebietes zur Gorlitzer Stra’e am 6stlichen
Rand des Plangebietes fuhrt. Von dort aus soll es eine fuRlaufige Verbindung zur WaldstralRe
geben. Mittig des Plangebietes soll in westlicher Richtung eine Abzweigung des Weges ent-
stehen, welche in einer als 17 m breiter Platz gestalteten Sackgasse endet. An der nordlichen
Grenze des Plangebietes wurde ein 4 m breiter Grinstreifen mit Bindung fir Bepflanzung und
am nordwestlichen Rand des Planungsgebietes Flachen fir die Land- und Forstwirtschaft fest-

gesetzt. Zudem sollen drei Baume gepflanzt werden.

Vor Baubeginn ist ein Gutachten anzufertigen, aus dem hervorgeht ob und falls ja, in welchem
Umfang es zu Konflikten mit artenschutzrechtlichen Bestimmungen gemall § 44 Abs. 1
BNatSchG kommen kann. Fir den Fall, dass Konflikte nicht auszuschlieen sind, sind vertie-

fende Untersuchungen bzw. Ausgleichs- und/oder Vermeidungsmalinahmen durchzufihren.
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Abbildung 4: Auszug aus der 2. Anderung des Bebauungsplanes "Schiitzen-
haus-Nord, Liegnitzer StraRe" (STADT MESCHEDE 1990)

3.2 Beschreibung des Plangebietes

Das Plangebiet befindet sich in einer Siedlungsliicke und hat berwiegend Wiesencharakter.
Am Rand der Liegnitzer StralRe befinden sich vier Spitzahorne (Acer platanoides) mit Durch-
messern von 40 bis 55 cm in Brusthdhe, wovon einer bereits gefallt wurde. Zudem sind eine
Hasel (Corylus avellana) sowie eine mehrstammige Salweide (Salix caprea) vorzufinden. Der
grofte Teil der zu bebauenden Flache wird von einer maRig artenreichen Glatthaferwiese mit
den Grasern Glatthafer (Arrhenatherum elatius), Knauelgras (Dactylis glomerata), Wolliges
Honiggras (Holcus lanatus) und dem Roten Straul3gras (Agrostis tenuis), sowie Krautern wie
dem Kriechenden Hahnenful® (Ranunculus repens), dem Scharfen Hahnenful® (Ranunculus
acris), Wiesenklee (Trifolium repens), Spitzwegerich (Plantago lanceolata), Gamander-Ehren-
preis (Veronica chamaedrys) und dem Gewdhnlichen Frauenmantel (Alchemilla vulgaris) ein-
genommen. Am westlichen Planungsrand befindet sich ein aus den heimischen Arten Schlehe
(Prunus spinosa), WeiRdorn (Crataegus spec.) und Holunder (Sambucus nigra) bestehendes
Gebusch. Der Unterwuchs wird von der Brennessel (Urtica dioica) dominiert. Am ostlichen
Rand des Plangebietes schlie3t sich der Glatthaferwiese eine nitrophile Hochstaudenflur mit
Arten wie Brennessel (Urtica dioica), Rohrglanzgras (Phalaris arundinacea) und Riesen-Gold-
rute (Solidago gigantea) an. Diese Hochstaudenflur wird wiederum von einem Bach namens
.Kleine Gebke“ mit Schwarzerle (Alnus glutinosa) und Hange-Birke (Betula pendula) als

Ufervegetation begrenzt. Im Sliden grenzt das Plangebiet direkt an bestehende Bebauung an.
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Abbildung 5: Blick von der Liegnitzer Stralle. Das Baugebiet befindet sich auf der rechten Seite. Wei-
terhin sind die Spitzahorne zu sehen.

Abbildung 6: Blick von Stden auf das Plangebiet. Im Hintergrund ist die A46 zu sehen.
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Abbildung 7: Blick auf das Gebusch am westlichen Rand des Plangebietes.

Abbildung 8: Blick auf die nitrophile Hochstaudenflur und den Gewéasserrand.
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3.3  Wirkraum

Als Wirkraum wird der Bereich bezeichnet, der durch die Wirkungen des geplanten Vorhabens
direkt beeinflusst wird. Diese Wirkungen sind nicht immer nur am unmittelbaren Standort des
Bauvorhabens zu erwarten, sondern kénnen sich auch in der engeren Umgebung entfalten.
Die Ausdehnung des Wirkraumes orientiert sich dabei auch an den bereits vorhandenen Vor-
belastungen wie z.B. VerkehrsstralRen und Siedlungsflachen sowie an fur die Fauna relevan-

ten Strukturen, sofern sie durch das Vorhaben beeintrachtigt werden kénnen.

Im vorliegenden Fall umfasst der Wirkraum neben der Flache des Plangebietes die Baume an
der Liegnitzer Stral’e, den Rand des westlich angrenzenden Waldes und einen Teil der Ge-

buschstrukturen im Norden (vgl. Abbildung 11).

Abbildung 9: Abgrenzung des Wirkraumes (gelbe Linie) und des Plangebietes (rote Linie) (Karten-
grundlage: GEOBASIS NRW 2017).

12



ARTENSCHUTZRECHTLICHE VORPRUFUNG ZUM GEPLANTEN BAUGEBIET ,LIEGNITZER STRARE" IN MESCHEDE

3.4

Wirkungsprognose

Die folgende Wirkungsprognose beschreibt die potentiellen anlagen-, bau- und betriebsbe-

dingten Wirkungen.

Baubedingte Wirkungen

Durch den Einsatz von Maschinen und Baufahrzeugen besonders im Zuge der Bau-
feldrdumung kann es zur Tétung von wild lebenden Tieren der besonders geschitz-
ten Arten kommen und damit zur Erflllung von Verbotstatbestdnden nach § 44
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Tétung wild lebender Tiere der besonders geschutzten Ar-

ten oder Zerstorung ihrer Entwicklungsformen).

Baubedingt kdnnen durch den Einsatz von Baumaschinen verschiedene Storreize,
insbesondere Larm- und Lichtimmissionen auftreten, die zur Erflllung von Verbots-
tatbestanden nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Stérung) fihren kénnen.

Durch den Einsatz von Maschinen und Baufahrzeugen kann es zum Verlust von Le-
bensstatten und somit zur Erflillung von Verbotstatbestanden nach § 44 Abs. 1 Nr. 3

BNatSchG (Beschadigung und Zerstérung von Lebensstatten) kommen.

Anlagenbedingte Wirkungen

Die Versiegelung von Flachen kann zu einer dauerhaften Zerstérung von Lebensrau-
men planungsrelevanter Arten fihren. Dadurch kann es zur Erflllung von Verbotstat-
bestanden nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Beschadigung und Zerstérung von Le-

bensstatten) kommen.

Lichtimmissionen durch Beleuchtungseinrichtungen kénnen zur Erfullung von Ver-
botstatbestanden nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG flhren, indem streng geschutzte

Arten z.B. bei ihrer Fortpflanzung erheblich gestort werden.

Betriebsbedingte Wirkungen

Betriebsbedingt kdnnen verschiedene Storreize durch Verkehr und Personen, insbe-
sondere Larm- und Lichtimmissionen auftreten, die zur Erflllung von Verbotstatbe-
standen nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Stérung) fuhren kénnen.

Weitere relevante Wirkungen und Wechselwirkungen durch das Vorhaben auf die arten-

schutzrechtlich zu prifenden Arten sind nicht zu erwarten.

13



ARTENSCHUTZRECHTLICHE VORPRUFUNG ZUM GEPLANTEN BAUGEBIET ,LIEGNITZER STRARE" IN MESCHEDE

4 Feststellung des Potentials fur planungsrelevante Arten und der
relevanten Wirkfaktoren (Vorprifung gemaf Stufe I)

41 Methodik

Es erfolgte eine Auswertung vorhandener Daten zu planungsrelevanten Arten. Dafur wurde
zum einen das vom Landesamt fur Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV NRW
2017a) bereitgestellte Internetangebot ,@LINFOS-Landschaftsinformationssammlung® aus-
gewertet, in welchem Fundpunkte planungsrelevanter Arten eingetragen sind. Zum anderen
wurde die vom LANUV NRW im Internet bereitgestellte und fachlich begriindete Auswahl pla-
nungsrelevanter Arten abgefragt. Fur diese Arten wird das Vorkommen auf Messtisch-  blatt-
ebene in Listenform zur Verfligung gestellt (LANUV NRW 2017b). Die Lebensraumeignung
des Wirkraumes fiir das Vorkommen der Arten auf der entsprechenden Messtischblatt-Liste
(MTB-Liste) wurde anhand einer Luftbildauswertung eingeschéatzt. Diese Ersteinschatzung ist

in Tabelle 1 zu finden.

AnschlielRend wurde die Ersteinschatzung durch Gelandebegehungen vor Ort tberprift. Da
die zur Verfugung gestellte MTB-Liste nicht immer vollstandig ist, wurde bei der Begehung
nicht nur das Potential des Wirkraumes fiir die auf der MTB-Liste aufgefiihrten Arten tberpruft,
sondern auch auf alle Strukturen geachtet, die anderen potentiell im Wirkraum vorkommen-
den, planungsrelevanten Arten als Habitat dienen konnten. Am 06.09.2017 fand die Ortsbe-
gehung mit Untersuchung des Plangebietes sowie der umliegenden Randstrukturen statt. Die
Wiesenflache wurde dabei insbesondere auf ihr Potential als Lebensstatte fir bodenbrutende
Vogelarten des Offenlandes begutachtet. Bei den Gehdlzstrukturen wurde vor allem auf Nester
und Horste sowie Spalten und Hohlen mit Quartiereignung fur Végel und Fledermause geach-
tet.

4.2 Potentialeinschatzung und Analyse der relevanten Wirkfaktoren

Die im Internet bereitgestellte Auswahl planungsrelevanter Arten fuhrt fur das Messtischblatt
4615 (Meschede) im Quadrant 2 insgesamt 28 Arten auf, davon 27 Vogelarten und eine Am-
phibienart (Tabelle 1).

Nicht alle dieser Arten sind potentiell durch das Vorhaben gefahrdet. Unter innen befinden sich
zum Beispiel Arten, die Siedlungsrander meiden, oder auf Gewasser und feuchte Flachen,
sowie ausgedehnte Walder oder Ackerstrukturen angewiesen sind (in Tabelle 1 mit ,-“ gekenn-
zeichnet). Eine Betroffenheit dieser Arten kann grundsatzlich ausgeschlossen werden, da

diese Habitate sowohl im Plangebiet als auch im Wirkraum nicht vorhanden sind.
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Aufgrund der Lage des Vorhabens am randlichen Siedlungsbereich und durch die vorhande-
nen Biotope bietet das Plangebiet vielen Arten zwar kein Potential fur Brutmdglichkeiten, ei-
nige kénnten jedoch das Gebiet als Jagd- und Nahrungshabitat, teilweise auch nur im Luft-
raum, nutzen (in Tabelle 1 mit ,N“ gekennzeichnet). Diese Arten sind ebenfalls nicht vom Vor-
haben betroffen, da das Plangebiet im Vergleich zu den zur Nahrungssuche beanspruchten

Flachen klein ist und genigend Raum zum Ausweichen in der Umgebung besteht.

Arten, die die Biotope im Plangebiet und Wirkraum potentiell besiedeln und vom Vorhaben
betroffen sein konnten, sind dagegen nur vereinzelt vertreten (in Tabelle 1 mit ,X* gekenn-

zeichnet).

Tabelle 1: Planungsrelevante Arten des 2. Quadranten des MTB 4615 (Meschede).

Potential-

Wissenschaftlicher Deutscher Artname T Erhaltungszustand analyse nach

Artname in NRW (KON) Luftbild-
auswertung

Vogel

Accipiter gentilis

Accipiter nisus

Aegolius funereus

Alcedo atthis

Anthus trivialis

Ardea cinerea

Asio otus

Buteo buteo

Ciconia nigra

Delichon urbica

Dendrocopos medius

Habicht

Sperber

RaufuBkauz

Eisvogel

Baumpieper

Graureiher

Waldohreule

Mausebussard

Schwarzstorch

Mehlschwalbe

Mittelspecht

Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-

Dryobates minor Kleinspecht kommen' ab 2000
vorhanden
. Nachweis 'Brutvor-
Dryocopus martius Schwarzspecht

kommen' ab 2000
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Falco tinnunculus

Glaucidium passerinum

Hirundo rustica

Lanius collurio

Lanius excubitor

Milvus milvus

Passer montanus

Pernis apivorus

Phoenicurus phoenicurus

Phylloscopus sibilatrix

Picus canus

Scolopax rusticola

Streptopelia turtur

Strix aluco

Amphibien

Alytes obstetricans

Turmfalke

Sperlingskauz

Rauchschwalbe

Neuntdter

Raubwiirger

Rotmilan

Feldsperling

Wespenbussard

Gartenrotschwanz

Waldlaubsanger

Grauspecht

Waldschnepfe

Turteltaube

Waldkauz

Geburtshelferkrote

vorhanden

Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden
Nachweis 'Brutvor-
kommen' ab 2000
vorhanden

Nachweis ab 2000
vorhanden

Uy

GV

ud

ud

G = Glinstig, U = Unglinstig/Unzureichend, S = Ungiinstig/Schlecht, I = Bestandstrend positiv, |, = Bestandstrend negativ;
KON = kontinentale Region; X = Potentielles Vorkommen, N = Potentielles Nahrungshabitat, - = Vorkommen kann im Gebiet
ausgeschlossen werden.

Nach erster Einschatzung verbleiben drei Vogelarten in der Liste, die im Hinblick auf die Bio-
topausstattung im Plangebiet bzw. Wirkraum potentiell vorkommen kdnnten. Die Geholzstruk-
turen im Randbereich des Wirkraumes kdnnen als Brutstatten fur die Arten Feldsperling und
Neuntoter dienen, sowie in Verbindung mit der Wiese fir den Baumpieper. Des Weiteren kdnn-

ten im Plangebiet Fledermausarten wie Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) oder
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Abendsegler (Nyctalus noctula) vorkommen, welche jedoch ebenfalls der Kategorie ,N* zuge-

ordnet werden konnen und somit vom Vorhaben nicht betroffen sind.

Der Baumpieper britet typischerweise in aufgelockerten Waldrandern oder Feldgehdlzen. Die
Nester legt er vorzugsweise in Strauchschichten mit <30 % Deckung an (GRUNEBERG et al.
2013). Zur Nahrungssuche bevorzugt er Flachen mit kurzwlchsiger Vegetation (MEURY
1991). Aufgrund der wahrend der Begehung vorgefundenen Pflanzenarten kann im Planungs-
gebiet von hoherer Vegetation ausgegangen werden. Zudem ist eine geringe Deckung der
Strauchschicht nicht gegeben. Bruthabitate des Baumpiepers kénnen somit ausgeschlossen

werden.

Feldsperlinge bruten unter anderem in Feldgehdlzen und Waldrandern in Baumhdohlen, Ge-
baudenischen und Nistkasten (LANUV NRW 2017c). Die Gehélzbestande im Wirkraum wur-
den auf Hohlen untersucht. Es wurden keine potentiellen Brutstatten gefunden. Sollten sich im
Wirkraum trotzdem Quartiere von Feldsperlingen befinden, wird deren Brutstatte durch das
Vorhaben nicht direkt beeintrachtigt, da die Gehodlzbestande bestehen bleiben. Wahrend der
Bauphase konnten sich Beeintrachtigungen in Form von Larm fir die Vogel ergeben. Negative

Auswirkungen konnen jedoch durch eine Bauzeitenregelung vermieden werden.

Neuntoter bendtigen extensiv genutzte Kulturlandschaften mit aufgelockertem Geblischbe-
stand und insektenreichen Saumstrukturen. Als Brutplatz werden meist Dornstraucher ver-
wendet (LANUV NRW 2017d). Die Gebuschreihe am westlichen Rand des Plangebietes ware
aufgrund der Artenzusammensetzung theoretisch als Habitat geeignet. Da der Abstand zu den
bereits bestehenden Siedlungsstrukturen jedoch zu gering ist, kann ein Vorkommen des st6-

rungsempfindlichen Neuntdters ausgeschlossen werden.

Eine Gefahrdung der Arten (Verbotstatbestand nach § 44 (1), Nr. 1 - 3 BNatSchG) kann bei

Einhaltung der Planungshinweise (vgl. Kapitel 5) ausgeschlossen werden.

4.3 Potentialeinschatzung Zusammenfassung

Nach Auswertung des vom LANUV NRW (2017a) bereitgestellten Internetangebotes ,@LIN-
FOS-Landschaftsinformationssammlung“ ergaben sich keine Hinweise auf (Brut-) Vorkommen

planungsrelevanter Arten.

Nach der Auswertung der Artenliste des 2. Quadranten im Messtischblatt 4615 Meschede
kénnten aufgrund der Habitatausstattung des Plangebietes und des Wirkraumes drei pla-
nungsrelevante Vogelarten vorkommen. Bei der Begehung wurde daher besonders auf fur
diese Arten wichtige Strukturen im Plangebiet geachtet. Als Gesamtergebnis kann festgestellt
werden, dass zum Zeitpunkt der Begehung keine planungsrelevanten Vogelarten oder Hin-

weise auf diese im Plangebiet festgestellt werden konnten.
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Bei den nach Vorauswertung potentiell vorkommenden Vogelarten handelt es sich um an Ge-
holze gebundene Arten (Feldsperling, Neuntoter) sowie um eine Art, die zudem auf Wiesen-
flachen mit kurzwuchsiger Vegetation angewiesen ist (Baumpieper). Durch die Begehung mit
Inaugenscheinnahme der Strukturen vor Ort kann eine Besiedlung der Gehdlzstrukturen durch
diese Arten weitgehend ausgeschlossen werden. Dem Feldsperling fehlen Hohlen und der
Neuntoter meidet zu siedlungsnahe Strukturen. Der Baumpieper bendtigt eine Strauchschicht
mit geringer Deckung, sowie eine kurzwichsige Krautschicht, welche im Plangebiet beide

nicht vorhanden sind.

Aulerhalb des Wirkraumes kénnten sich jedoch Brutstatten der drei oben genannten Arten
befinden, wodurch Plangebiet und Wirkraum deshalb die Funktion einer Ruhestatte einneh-
men kénnen. Da die groRen, zusammenhangenden Waldbereiche nérdlich und westlich des
Vorhabens, sowie sich dort befindenden Offenbereiche unangetastet bleiben, konnen die Ar-
ten dahin ausweichen. Die 6kologische Funktion der Lebens- und Fortpflanzungsstatten im
raumlichen Zusammenhang bleibt fir alle Arten erhalten. Ein Verbotstatbestand wird nicht er-
fullt.

Alle weiteren Vogelarten wie Meisen, Amseln, Hausrotschwanz usw., die im Plangebiet vor-
kommen kdnnen (Brutmdglichkeiten in Strauchern und Baumen), sind weit verbreitet und un-
gefahrdet. Ihre Population befindet sich in einem glinstigen Erhaltungszustand. Beeintrachti-
gungen auf Populationsebene sind daher auszuschliefen. Dennoch sind auch diese Arten
nach der Vogelschutzrichtlinie geschitzt. Um individuelle Verluste bei der Baufeldraumung zu
vermeiden, werden in Kapitel 5.1 Planungshinweise zu ginstigen Rdumungs- und Fallzeitrau-

men gegeben.
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5 VermeidungsmaBnahmen

5.1 MaRBnahmen zum Schutz von nicht planungsrelevanten Vogelarten

Alle bauvorbereitenden Mafnahmen wie z.B. die Rdumung des Baufeldes missen zum
Schutz der Brutvogel aulRerhalb der Brutzeit (15. Marz bis 31. Juli) durchgefuhrt werden. Somit
kann die Gefahrdung (T6tung von Individuen, Stérungen wahrend der Fortpflanzungszeit und
Zerstorung von Lebensstatten; Verbote nach § 44 (1), Nr. 1-3 BNatSchG) aller vorkommenden

Vogelarten vermieden werden.

Siedeln sich Vogel trotz schon begonnener Bauarbeiten in der Nahe der Baustelle an, ist da-
von auszugehen, dass diese durch die Arbeiten nicht gestort werden. Somit kann die Gefahr-
dung (Stérungen wahrend der Fortpflanzungszeit; Verbot nach § 44 (1), Nr. 2 BNatSchG) aller

vorkommenden Vogelarten vermieden werden.

Darlber hinaus sind laut BNatSchG im Zeitraum vom 1. Marz bis zum 30. September Baum-
fallungen und Gehélzschnitt nur in Ausnahmefallen zulassig. Bei zwingender Abweichung vom
Verbot muss im Vorfeld eine Kontrolle der betroffenen Geholzbestande durch einen Experten
erfolgen, um das Auslésen von artenschutzrechtlichen Verbotstatbestanden sicher auszu-
schlieften. Dariber hinaus ist die Beantragung einer Ausnahmegenehmigung bei der Unteren

Naturschutzbehorde notwendig.

5.2 Weitere MaBRnahmen

Die Beleuchtung der Hauser kénnte sich stérend auf nachtaktive Insekten und Fledermause
auswirken. Durch die meist hohen Temperaturen an Auflienlampen erleiden nachtaktive
Fluginsekten, die vom Licht angelockt werden, haufig Verbrennungen oder werden getotet.
Die dadurch entstehenden Verluste flir die lokalen Populationen der betroffenen Arten sind
durchaus erheblich (ScHMID et al. 2012). Die Konzentration der Insekten um diese zusatzlichen
Lichtquellen beeinflusst wiederum die Fledermause, die weniger Insekten in den umliegenden
Jagdhabitaten erbeuten kénnen. Einige Fledermausarten meiden auf3erdem das Licht her-
kdmmlicher Stral3enbeleuchtung. Falls eine Beleuchtung jedoch unumganglich ist, gibt es Al-
ternativen zur herkdmmlich warm-weil} strahlenden Laterne. Um die Lichtimmissionen im zu-
kinftigen Plangebiet so gering wie mdglich zu halten, soll die Beleuchtung zweckdienlich ge-

halten werden.
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In Bezug auf SCHMID et al. (2012) ergeben sich fur die Beleuchtung der Hauser folgenden
Empfehlungen:

Beleuchtung nur an Orten, wo sie gebraucht wird

Nicht frequentierte Bereiche missen auch nicht beleuchtet werden.

Beleuchtung nicht langer als notwendig

Durch Bewegungsmelder und Dimmer kann nicht nur Energie sondern auch
Lichtimmission gespart werden.

Begrenzung des Lichtkegels auf den zu beleuchtenden Bereich

Die Beleuchtung sollte ausschliefdlich von oben erfolgen und so abgeblendet werden,
dass kein direktes Licht zu den Seiten ausgestrahlt wird. Horizontales Licht lockt Insek-
ten schon von Weiten an und verstarkt somit die Gefahr der Verbrennung und Irritation.
Es empfiehlt sich, zusatzliche Lichtpunkte einzurichten, wenn dadurch Streulicht und
Blendung vermieden werden kdnnen.

Auswahl von insektenfreundlichen Lampen und Leuchtmitteln

Es wird empfohlen, abgeschirmte Aulienleuchten mit geschlossenem Gehause zu ver-
wenden. Das Toétungsrisiko von Insekten, die sich in den Lampen verirren, wird
dadurch minimiert.

Um Verbrennungen der Insekten zu vermeiden, sollen die Leuchtmittel nicht heller und
warmer sein als unbedingt nétig. Als insektenfreundlich gelten Leuchtmittel, die mog-
lichst wenig Strahlung im kurzwelligen und UV-Bereich des Farbspektrums abstrahlen.
Eine Temperatur von 60 °C sollte nicht Uberschritten werden. Es kénnen beispiels-
weise Natrium-Niederdrucklampen in sensiblen Naturrdumen oder Natrium-Hoch-

drucklampen sowie warmweil3e LEDs eingesetzt werden.
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6 Artenschutzrechtliche Vorprifung

Mit dem ,Protokoll einer artenschutzrechtlichen Prifung® hat das Ministerium fir Umwelt und
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalens
(MUNLV NRW 2010) eine Grundlage veroffentlicht, mit der Art fir Art alle relevanten Aspekte

der artenschutzrechtlichen Prifung nachvollziehbar dokumentiert werden kénnen (KIEL 2007).

Die Artenschutzrechtliche Prifung geht von der Einhaltung der oben genannten Planungshin-

weise aus:

§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Tétung)

Eine Tétung planungsrelevanter Arten durch das Vorhaben kann ausgeschlossen wer-

den.

8§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Storunq)

Erhebliche Stérungen planungsrelevanter Arten kdnnen unter Berlicksichtigung einer

Bauzeitenbeschrankung ausgeschlossen werden.

§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Beschadigung und Zerstérung von Lebensstatten)

Erhebliche Beschadigungen oder der Verlust von Lebensstatten planungsrelevanter
Arten oder europaischer Vogelarten im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG kénnen

ausgeschlossen werden.

§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG (Wildlebende Pflanzen)

Im Plangebiet kommen keine planungsrelevanten Pflanzenarten vor.

§ 44 Abs. 1 Nr. 5 BNatSchG (Erhaltung der 6kologischen Funktion im rdumlichen Zu-
sammenhang)

Die 6kologische Funktion im rdumlichen Zusammenhang wird fir alle planungsrelevan-

ten Arten weiterhin erfullt.
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7 Zulassigkeit des Vorhabens

Das geplante Vorhaben ist aus artenschutzrechtlicher Sicht zulassig, wenn

o die Baufeldrdumung und Fallarbeiten zum Schutz von europaischen Vogelarten nicht
wahrend der Hauptbrutzeit vom 15. Marz bis 31. Juli stattfindet.
e vom 1. Marz bis zum 30. September Baumfallungen und Gehdlzschnitt nur in Aus-

nahmefallen mit Einbeziehung eines Experten durchgeflihrt werden (BNatSchG)

Insgesamt ergibt sich, dass unter Beachtung der Vermeidungsmaflnahme artenschutzrechtli-
che Verbotstatbestande nicht erfillt werden und eine erhebliche Beeintrachtigung von pla-
nungsrelevanten Arten und ihrer Fortpflanzungsstadien bzw. deren Lebensstatten durch das

Bauvorhaben ausgeschlossen werden kann.

Werden die oben genannten Malinahmen eingehalten, bestehen keine artenschutz-
rechtlichen Bedenken, Verbotstatbestande werden nicht erfillt und erhebliche Beein-

trachtigungen kénnen ausgeschlossen werden.

Aufgestellt, Soest, den 22. September 2017

(Volker Stelzig)
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1 Einleitung

Am ndrdlichen Ortsrand der Stadt Meschede ist das Baugebiet ,Liegnitzer Stralle” geplant
(vgl. Abbildung 1). Die Anderung des Bebauungsplanes besteht bereits seit 1990. Nun soll
jedoch die planungsrechtliche Voraussetzung zur Erweiterung der bereits vorhandenen Sied-

lung geschaffen werden.

In ca. 100 m stdlicher Richtung befindet sich ein Gewasser auf der innerstadtischen Brachfla-
che einer ehemaligen Ziegelei (vgl. Abbildung 1). Dieses Gewasser birgt laut Hinweisen aus
der Bevolkerung das Potential eines Laichgewassers flir Amphibien. Da die Tiere neben ihrer
aquatischen Fortpflanzungsstatte auch von terrestrischem Lebensraum abhangig sind, spielen
sowohl die Landlebensraume im Vorhabenbereich und der naheren Umgebung als auch die
Unzerschnittenheit beider Lebensrdume eine wichtige Rolle. Die vorliegende Stellungnahme
behandelt sowohl eine Einschatzung der moglichen Auswirkungen des Bauvorhabens an der
.Liegnitzer StraRe“ auf die lokale Amphibienpopulation als auch eine Beschreibung der zu ta-

tigenden MaRnahmen um diese Auswirkungen auszugleichen.

Abbildung 1: Abgrenzung des Baugebiets (rote Umrandung) und Lage des potentiellen Laichgewas-
sers (blau schraffiert) (Kartengrundlage: GEoBASIS NRW 2017).



2 Vorgehensweise

Das Land Nordrhein-Westfalen hat als Planungshilfe eine Liste sogenannter planungsrelevan-
ter Arten erstellt. Dabei handelt es sich um eine naturschutzfachlich begriindete Auswahl von
Arten, die bei einer Artenschutzrechtlichen Prafung im Sinne einer Art-fur-Art-Betrachtung ein-

zeln zu bearbeiten sind.

Bei der Artengruppe der Amphibien handelt es sich dabei um die Geburtshelferkréte, die Gelb-
bauchunke, die Kreuzkrote, die Wechselkrote, den Laubfrosch, die Knoblauchkrote, den

Moorfrosch, den Springfrosch, den kleinen Wasserfrosch und den Kammmolch.

Die Jahreszeit eignet sich nicht zur Erfassung der planungsrelevanten Amphibien. Aus diesem
Grund erfolgte die Auswertung nach einem worst-case-Szenario. Hierbei muss angenommen
werden, dass eine Art vorkommt wenn ihre Habitatbedingungen prinzipiell erfillt sind, auch
wenn sie vor Ort nicht vorgefunden wurde. Um die artenschutzrechtlichen Auswirkungen einer
solchen Betrachtung anzupassen, werden im Fruhjahr erganzende Untersuchungen zur Akti-
vitatszeit der Arten durchgeflihrt. Hierbei werden die Untersuchungsergebnisse und davon ab-

hangige Ausgleichsmallinahmen an das tatsachliche Artvorkommen angepasst.

3 Auswirkungen des Vorhabens

Unter den gegebenen Umweltbedingungen und Habitateigenschaften ist ein Vorkommen von

Kammmolch und Geburtshelferkrote nicht sicher ausgeschlossen.

Die Paarung der Geburtshelferkrote findet auf dem Land statt und die mannlichen Tiere wi-
ckeln sich die Eischnire um das Fersengelenk, tragen diese mit sich herum bis die Larven
schlipfen und setzen sie dann im Gewasser ab. Sowohl die Fortpflanzungs- als auch die win-
terliche Ruhestatte befindet sich in nachster Umgebung des Gewassers. Da weder das Ge-
wasser noch die umgebene Brachflache durch das Vorhaben beeintrachtigt werden, bleibt der

Lebensraum der Geburtshelferkrote erhalten.

Die Wanderungsdistanzen des Kammmolchs zwischen seinem Laichgewédsser und dem
Landlebensraum kénnen mehrere hundert Meter betragen. Als Landlebensraum werden of-
fene und strukturreiche Standorte bevorzugt angenommen. Durch das Bauvorhaben wirde
somit zum einen der Winterlebensraum der Art (Wiese) zerstort und zum anderen die jahrliche

Wanderung durch Verkehrs- und Wohnbebauung verhindert.



4 Mafnahmen

Da im Falle eines Kammmolchvorkommens die Verbotstatbestdnde der Tétung und Zersto-
rung von Lebensstatten ausgeldst werden konnten (vgl. § 44 (1) Nr. 1 und 3 BNatSchG), mus-

sen vorgezogene Ausgleichsmalinahmen (CEF) ergriffen werden.

Diese MalRnahmen umfassen die Anlage von geeigneten Stillgewassern im strukturreichen
Grinland mit Anbindung an Hecken, Sdume und Walder. Hierbei muss mindestens ein Kom-
plex aus 3 Kleingewassern und einer Mindestflache von jeweils 100 m? Gewasserflache ent-

stehen.

Zu diesem Zweck eignet sich die Grinlandflache im Norden des Plangebiets, welche sich be-
reits im Besitz des Vorhabentragers befindet (vgl. Abbildung 2). Damit sie zudem einen geeig-
neten Landlebensraum darstellt, muss die Flache extensiv bewirtschaftet und gepflegt werden.
Vereinzelte Steinschittungen und Totholzhaufen kénnen als Winterverstecke geschaffen wer-
den. Nordlich der Autobahn befindet sich eine weitere Griinlandflache, welche ebenfalls die

Funktion eines terrestrischen Lebensraumes erfillen kann.

Abbildung 2: Lagebeispiel der Ersatzgewasser (blau) auf dem Griinland nérdlich des Plangebiets (rote
Umrandung).



Anlage 3.3

zur Begrindung
Projekta Grundbesitz GmbH
Schobbostralle 17

59755 Arnsberg

Amphibien-Wanderungskontrolle
Im Rahmen der vertieften Artenschutzrechtlichen Vorpriifung

zum geplanten Baugebiet ,Liegnitzer Stralle” in Meschede

Stand: Juli 2015

Stand: April 2018



U100
Textfeld
Anlage 3.3
zur Begründung


Auftraggeber:

Auftragnehmer:

Bearbeiter:

Stand:

Projekta Grundbesitz GmbH
Schobbostralie 17

59755 Arnsberg

Diplom-Geograph Volker Stelzig

M. Sc. Landschaftsékologe Simon Dorner

11. April 2018



1 Einleitung

Am ndrdlichen Ortsrand der Stadt Meschede ist das Baugebiet ,Liegnitzer Stralle” geplant
(vgl. Abbildung 1). Die Anderung des Bebauungsplanes besteht bereits seit 1990. Nun soll
jedoch die planungsrechtliche Voraussetzung zur Erweiterung der bereits vorhandenen Sied-

lung geschaffen werden.

In ca. 100 m stdlicher Richtung befindet sich ein Gewasser auf der innerstadtischen Brachfla-
che einer ehemaligen Ziegelei (vgl. Abbildung 1). Die Tiere sind neben ihrer aquatischen Fort-
pflanzungsstatte auch von terrestrischem Lebensraum abhangig, daher spielen sowohl die
Landlebensrdume im Vorhabenbereich und der naheren Umgebung als auch die Unzerschnit-
tenheit beider Lebensraume eine wichtige Rolle. Da aus der Bevoélkerung Hinweise auf wan-
dernde Amphibien zwischen dem Gewasser und dem geplanten Baugebiet gegeben worden
sind, wurden diese mit Hilfe eines temporaren Amphibienschutzzauns erfasst, um anhand der

Ergebnisse entsprechende Vermeidungs- und SchutzmalRnahmen zu formulieren.

Abbildung 1: Abgrenzung des Baugebiets (rote Umrandung), Lage des potentiellen Laichgewassers
(blau schraffiert) und Lage des Amphibienschutzzauns (blaue Linie) (Kartengrundlage:
GEOBASIS NRW 2017).



2 Rechtlicher Hintergrund

Das Land Nordrhein-Westfalen hat als Planungshilfe eine Liste sogenannter planungsrelevan-
ter Arten erstellt. Dabei handelt es sich um eine naturschutzfachlich begriindete Auswahl von
Arten, die bei einer Artenschutzrechtlichen Prafung im Sinne einer Art-fur-Art-Betrachtung ein-
zeln zu bearbeiten sind. Bei der Artengruppe der Amphibien handelt es sich dabei um die
Geburtshelferkrote, die Gelbbauchunke, die Kreuzkrote, die Wechselkrote, den Laubfrosch,
die Knoblauchkréte, den Moorfrosch, den Springfrosch, den kleinen Wasserfrosch und den

Kammmolch.

Jedoch unterliegen auch alle weiteren Amphibienarten (z.B. die Erdkréte) der Eingriffs- und
Ausgleichregelung (§ 13 ff. BNatSchG) wonach vermeidbare Beeintrachtigungen von Natur
und Landschaft zu unterlassen sind und zumutbare Alternativen zu prifen sind (§15
BNatSchG).

3. Vorgehensweise

Um herauszufinden, ob Amphibien den Vorhabenbereich als Wanderkorridor nutzen, welche
Arten wandern und in welchem Umfang sie dies tun, wurde entlang der Stidgrenze des Plan-
gebiets am 08.03.2018 ein Amphibienschutzzaun installiert (vgl. Abbildung 1). Fangzaune gel-
ten als Methode der Wahl um die Nutzung von Landlebensraumen und Wanderungskorridoren
zu bestimmen (SCHLUPMANN & KUPFER 2009). Zuvor wurden die direkten Anlieger des Grund-
stlcks an der Liegnitzer Stralle zu den jahrlichen Wanderungen der Amphibien im Untersu-
chungsgebiet befragt, um so eine glnstige Lage des Zauns zu ermitteln und Uber den Sinn

und Zweck des Projekts aufzuklaren.

Der 100 Meter lange Zaun erstreckte sich parallel zur entlang der Liegnitzer Stralle im Bereich
der geplanten Wohnbebauung (vgl. Abbildung 1), um die Amphibien auf der Wanderung vom
Winterlebensraum zum Laichgewasser vor der Querung der Liegnitzer Stral’e abzufangen und
so neben der Erfassung auch eine Tétung der Tiere durch den Stral’enverkehr zu mindern.
Entlang des Zaunes wurden 10 Eimer als Auffangeinrichtung installiert. Diese wurden mit Lo-
chern im Boden versehen, um ein Volllaufen zu verhindern. AuRerdem wurden in jeden Eimer
Aste als Ausstiegshilfen gelegt, um ein Entkommen hereinfallender Kleinsduger zu ermégli-
chen (vgl. Abbildung 3).

Da die Wanderungsaktivitat vor allem von den nachtlichen Temperaturen und Niederschlagen
bestimmt wird, war mit den ersten Ergebnissen erst Ende Marz zu rechnen. Am 15.03.2018
wurden die Fangeimer erstmals kontrolliert, jedoch konnten hier noch keine Amphibien fest-
gestellt werden. Nach einem kurzzeitigen Kalteeinbruch wurden die wandernden Amphibien

schliellich an vier weiteren Terminen vom 4.4.2018 bis zum 7.4.2018 erfasst.



Abbildung 2: Luftbild des Untersuchungsgebiets mit Lage des Amphibienfangauns (blaue Linie) (Kar-
tengrundlage: Google Maps 2018).

Abbildung 3: Teil des Amphibienfangzauns mit eingegrabenem Eimer als Fangvorrichtung.



3 Ergebnisse

Durch die Installation und Kontrolle des Amphibienschutzzauns konnte eine Wanderbewegung
von Nord nach Sid von drei Amphibienarten in das stdlich des Plangebiets gelegene Laich-
gewasser bestatigt werden. Die dominierende Art war dabei die Erdkrdte mit einer Anzahl von
insgesamt 37 Individuen (vgl. Abbildung 4). Die StralRenquerung der wandernden Amphibien
wurde auf der Liegnitzer Stral’e zwischen Waldstrale und NeiReweg auf einer Strecke von
ca. 200 m registriert. Mit dem Fangzaun konnte jedoch nur ein Teil des Uberplanten Grinland-
bereichs abgedeckt werden, weshalb zusatzlich ca. 50 Uberfahrene Tiere entlang der Liegnit-
zer StralRe gezahlt wurden. Des Weiteren wurden ein Faden- und ein Teichmolch in den Fan-

geimern nachgewiesen.

Unter den gegebenen Bedingungen wird die Amphibienpopulation an der Liegnitzer Stralte
bereits jetzt jahrlich stark durch den Autoverkehr dezimiert. Durch das geplante Vorhaben
wurde dieser weiter zunehmen und somit auch das Totungsrisiko der Tiere ansteigen. Keller,
Kanalschachte etc. des zukinftigen Wohngebiets stellen zudem Fallen fur die Tiere dar, in

welchen sie auf ihren Wanderungen haufig verenden.

In diesem Fall ist eine Tétung besonders geschitzter Arten nicht ausgeschlossen, was nach
§ 44 Abs. 1 BNatSchG einen Verbotstatbestand darstellt. Langfristig ist eine Schwachung der

lokalen Population méglich.

Abbildung 4: Fangeimer mit mehreren Erdkréten.



4 Mafnahmen

Die Liegnitzer Strale und das dortige Verkehrsaufkommen stellen bereits im aktuellen Zu-
stand ein erhebliches Risiko fur die im stdlichen Gewasser laichende Amphibienpopulation
dar. Das geplante Vorhaben wiirde die Situation in einem Teilbereich des Wanderkorridors

weiter verscharfen und die lokale Population negativ beeinflussen.

Um far die Tiere statt dem fortschreitenden Aussterben oder einer Isolation im naheren Ge-
wasserumfeld eine nachhaltige Losung zu schaffen, stellt die Schaffung eines Ersatzgewasser
im Norden des Vorhabens die bestmdgliche MalRnahme dar. Durch die Anlage eines Ersatz-
gewassers aullerhalb der kritischen Wanderkorridore bzw. Fahrbahnquerungen kann langfris-

tig die lokale Population gestarkt werden.

Im Norden des Untersuchungsgebiets muss ein dauerhaft wasserfiihrendes Gewasser ange-
legt werden. Es muss mindestens eine Grofle von 600 m? aufweisen und mit Totholz und
Wurzelstubben ausgestattet sein um den Kroten Moglichkeiten zum Anheften von Laichschnii-
ren zu bieten. Um eine Besiedelung durch die Erdkrote zu gewahrleisten muss eine Leitein-
richtung in Form eines temporaren Amphibienschutzzaun (5 Jahre) von den Winterquartieren
trichterférmig zum Laichgewasser installiert werden. Da die Erdkréte die strikteste Laichplatz-
bindung aller einheimischen Amphibien aufweist und Fremdgewasser zunachst nur vereinzelt
angenommen werden, mussen im kommenden Fruhjahr zusatzlich Laichschnire aus dem

sudlichen Gewasser abgesammelt und in das neue Gewasser eingebracht werden.



5. Fazit

Das geplante Vorhaben befindet sich im Bereich eines Wanderungskorridors fiir Amphibien.
Durch eine aus der Planung resultierende Zunahme des Autoverkehrs und durch die Bebau-
ung selbst kdnnen Amphibien getétet und damit die lokale Population der Tiere negativ beein-

flusst werden.

Das geplante Vorhaben ist aus artenschutzrechtlicher Sicht zulassig, wenn ein Ersatzgewas-
ser mit Leiteinrichtung zur Besiedelung fir die wandernden Amphibien geschaffen wird und

einmalig Laichschnilre aus dem bereits besiedelten Gewasser eingebracht werden.
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1 Einleitung

Am ndrdlichen Ortsrand der Stadt Meschede ist das Baugebiet ,Liegnitzer Stralle” geplant
(vgl. Abbildung 1). Die Anderung des Bebauungsplanes besteht bereits seit 1990. Nun soll
jedoch die planungsrechtliche Voraussetzung zur Erweiterung der bereits vorhandenen Sied-

lung geschaffen werden.

In ca. 100 m stdlicher Richtung befindet sich ein Gewasser auf der innerstadtischen Brachfla-
che einer ehemaligen Ziegelei (vgl. Abbildung 1). Die Tiere sind neben ihrer aquatischen Fort-
pflanzungsstatte auch von terrestrischem Lebensraum abhangig, daher spielen sowohl die
Landlebensrdume im Vorhabenbereich und der naheren Umgebung als auch die Unzerschnit-
tenheit beider Lebensraume eine wichtige Rolle. Da aus der Bevoélkerung Hinweise auf wan-
dernde Amphibien zwischen dem Gewasser und dem geplanten Baugebiet gegeben worden
sind, wurden diese mit Hilfe eines temporaren Amphibienschutzzauns erfasst, um anhand der

Ergebnisse entsprechende Vermeidungs- und SchutzmalRnahmen zu formulieren.

Abbildung 1: Abgrenzung des Baugebiets (rote Umrandung), Lage des potentiellen Laichgewassers
(blau schraffiert) und Lage des Amphibienschutzzauns (blaue Linie) (Kartengrundlage:
GEOBASIS NRW 2017).




2 Rechtlicher Hintergrund

Das Land Nordrhein-Westfalen hat als Planungshilfe eine Liste sogenannter planungsrelevan-
ter Arten erstellt. Dabei handelt es sich um eine naturschutzfachlich begriindete Auswahl von
Arten, die bei einer Artenschutzrechtlichen Prafung im Sinne einer Art-fur-Art-Betrachtung ein-
zeln zu bearbeiten sind. Bei der Artengruppe der Amphibien handelt es sich dabei um die
Geburtshelferkrote, die Gelbbauchunke, die Kreuzkrote, die Wechselkrote, den Laubfrosch,
die Knoblauchkréte, den Moorfrosch, den Springfrosch, den kleinen Wasserfrosch und den

Kammmolch.

Jedoch unterliegen auch alle weiteren Amphibienarten (z.B. die Erdkréte) der Eingriffs- und
Ausgleichregelung (§ 13 ff. BNatSchG) wonach vermeidbare Beeintrachtigungen von Natur
und Landschaft zu unterlassen sind und zumutbare Alternativen zu prifen sind (§15
BNatSchG).

3. Vorgehensweise

Um herauszufinden, ob Amphibien den Vorhabenbereich als Wanderkorridor nutzen, welche
Arten wandern und in welchem Umfang sie dies tun, wurde entlang der Stidgrenze des Plan-
gebiets am 08.03.2018 ein Amphibienschutzzaun installiert (vgl. Abbildung 2). Fangzaune gel-
ten als Methode der Wahl um die Nutzung von Landlebensraumen und Wanderungskorridoren
zu bestimmen (SCHLUPMANN & KUPFER 2009). Zuvor wurden die direkten Anlieger des Grund-
stlcks an der Liegnitzer Stralle zu den jahrlichen Wanderungen der Amphibien im Untersu-
chungsgebiet befragt, um so eine glnstige Lage des Zauns zu ermitteln und Uber den Sinn

und Zweck des Projekts aufzuklaren.

Der 100 Meter lange Zaun erstreckte sich parallel zur Liegnitzer Strale im Bereich der geplan-
ten Wohnbebauung (vgl. Abbildung 2), um die Amphibien auf der Wanderung vom Winterle-
bensraum zum Laichgewasser vor der Querung der Liegnitzer Stra’e abzufangen und so ne-
ben der Erfassung auch eine Tétung der Tiere durch den Strallenverkehr zu mindern. Entlang
des Zaunes wurden 10 Eimer als Auffangeinrichtung installiert. Diese wurden mit Léchern im
Boden versehen, um ein Volllaufen zu verhindern. AuRerdem wurden in jeden Eimer Aste als
Ausstiegshilfen gelegt, um ein Entkommen hereinfallender Kleinsduger zu erméglichen (vgl.
Abbildung 3).

Da die Wanderungsaktivitat vor allem von den nachtlichen Temperaturen und Niederschlagen
bestimmt wird, war mit den ersten Ergebnissen erst Ende Marz zu rechnen. Am 15.03.2018
wurden die Fangeimer erstmals kontrolliert, jedoch konnten hier noch keine Amphibien fest-
gestellt werden. Nach einem kurzzeitigen Kalteeinbruch wurden die wandernden Amphibien

schliellich an vier weiteren Terminen vom 4.4.2018 bis zum 7.4.2018 erfasst.



Abbildung 2: Luftbild des Untersuchungsgebiets mit Lage des Amphibienfangauns (blaue Linie) (Kar-
tengrundlage: Google Maps 2018).

Abbildung 3: Teil des Amphibienfangzauns mit eingegrabenem Eimer als Fangvorrichtung.



3 Ergebnisse

Durch die Installation und Kontrolle des Amphibienschutzzauns konnte eine Wanderbewegung
von Nord nach Sid von drei Amphibienarten in das stdlich des Plangebiets gelegene Laich-
gewasser bestatigt werden. Die dominierende Art war dabei die Erdkrdte mit einer Anzahl von
insgesamt 37 Individuen (vgl. Abbildung 4). Die StralRenquerung der wandernden Amphibien
wurde auf der Liegnitzer Stra’e zwischen Waldstralte und Neilleweg auf einer Strecke von
ca. 200 m registriert. Mit dem Fangzaun konnte jedoch nur ein Teil des Uberplanten Grinland-
bereichs abgedeckt werden, weshalb zusatzlich ca. 50 Uberfahrene Tiere entlang der Liegnit-
zer StralRe gezahlt wurden. Des Weiteren wurden ein Faden- und ein Teichmolch in den Fan-

geimern nachgewiesen.

Unter den gegebenen Bedingungen wird die Amphibienpopulation an der Liegnitzer Stralte
bereits jetzt jahrlich stark durch den Autoverkehr dezimiert. Durch das geplante Vorhaben
wurde dieser weiter zunehmen und somit auch das Totungsrisiko der Tiere ansteigen. Keller,
Kanalschachte etc. des zukinftigen Wohngebiets stellen zudem Fallen fur die Tiere dar, in

welchen sie auf ihren Wanderungen haufig verenden.

In diesem Fall ist eine Tétung besonders geschitzter Arten nicht ausgeschlossen, was nach
§ 44 Abs. 1 BNatSchG einen Verbotstatbestand darstellt. Langfristig ist eine Schwachung der

lokalen Population méglich.

Abbildung 4: Fangeimer mit mehreren Erdkréten.



4 Mafnahmen

Die Liegnitzer Strale und das dortige Verkehrsaufkommen stellen bereits im aktuellen Zu-
stand ein erhebliches Risiko fur die im stdlichen Gewasser laichende Amphibienpopulation
dar. Das geplante Vorhaben wiirde die Situation in einem Teilbereich des Wanderkorridors

weiter verscharfen und die lokale Population negativ beeinflussen.

Um far die Tiere statt dem fortschreitenden Aussterben oder einer Isolation im naheren Ge-
wasserumfeld eine nachhaltige Losung zu schaffen, stellt die Schaffung eines Ersatzgewasser
im Norden des Vorhabens die bestmdgliche MalRnahme dar. Durch die Anlage eines Ersatz-
gewassers aullerhalb der kritischen Wanderkorridore bzw. Fahrbahnquerungen kann langfris-

tig die lokale Population gestarkt werden.

Im Nordwesten des Untersuchungsgebiets, nahe des Flieligewassers ,Kleine Gebke* befindet
sich ein vom Grundwasser beeinflusster Boden (Gley), welcher einen Schwankungsbereich
des Grundwasserspiegels von 40 bis 80 cm unter der Gelandeoberflache aufweist (vgl. Abbil-
dung 6). An dieser Stelle eignen sich die hydrologischen Gegebenheiten gut zur Anlage eines
solchen dauerhaft wasserfihrenden Gewassers. Sollte das natlrliche Gewasserpotential zur
Anlage eines Gewassers nicht ausreichend sein, muss auf die Gewassersohle eine dichtende
Schicht aus Bentonit aufgetragen werden. Um ein Durchfrieren im Winter zu verhindern muss
das Gewasser eine Tiefe von mindestens 1,20 m aufweisen. Ein Uberleben von im Wasser
Uberwinternden Amphibien und anderen aquatischen Lebewesen kann so gewahrleistet wer-
den. Die Wasseroberflache muss eine Mindestgréfle von 600 m? aufweisen. Eine Vielzahl von
Buchten und Schlaufen sorgen fur eine moglichst lange Uferlinie. Flache Ufer mit geringe Nei-
gung sind am wertvollsten (vgl. Abbildung 7). Totholz und Wurzelstubben stellen im Gewasser
wichtige Habitatelemente dar um den Kroten Moglichkeiten zum Anheften von Laichschniren
zu bieten. Das Anpflanzen von gewassertypischer Vegetation ist nicht notwendig. Als Ver-
steckmdglichkeit und Landlebensraum sollte liegendes Totholz im Umkreis des Gewassers
vorhanden sein (bis 100 m). Beispielsweise kénnen bei Bauarbeiten anfallende Aste und
Zweige von Laubbaumen zu unterschiedlich gro3en Asthaufen angelegt und Baumstriinke und
Wurzelstécke an feuchten, halbschattigen Stellen zur Verrottung platziert werden. Fir den Bau

des Gewassers ist ggf. eine separate Baugenehmigung einzuholen.

Um eine Besiedelung durch die Erdkrote und die Molche zu gewahrleisten muss eine Leitein-
richtung in Form eines temporaren Amphibienschutzzauns (5 Jahre) installiert werden. Dieser
Leitzaun sollte eine Lange von ca. 100 m betragen, zu den potentiellen Winterquartieren im
Norden des Plangebiets gedffnet und trichterformig zum Laichgewasser fihren. Da die Erd-

krote die strikteste Laichplatzbindung aller einheimischen Amphibien aufweist und Fremdge-



wasser zunachst nur vereinzelt angenommen werden, mussen im kommenden Fruhjahr zu-
satzlich Laichschnire aus dem sudlichen Gewasser abgesammelt und in das neue Gewasser

eingebracht werden.

Abbildung 5: Geplantes Wohnbaugebiet (rot), besiedeltes Amphibiengewasser (blau gestreift) und Er-
satzgewasser (blau) mit Leitzaun (orange).

Abbildung 6: Niedrig anstehendes Grundwasser (blaue Flache) im Bereich des Plangebiets.



Abbildung 7: Aufriss und Schnitt eines naturnahen Gewassers nach GLANDT (2006).

5. Fazit

Das geplante Vorhaben befindet sich im Bereich eines Wanderungskorridors fir Amphibien.
Durch eine aus der Planung resultierende Zunahme des Autoverkehrs und durch die Bebau-
ung selbst kdnnen Amphibien getétet und damit die lokale Population der Tiere negativ beein-

flusst werden.

Das geplante Vorhaben ist aus artenschutzrechtlicher Sicht zulassig, wenn ein Ersatzgewas-
ser mit Leiteinrichtung zur Besiedelung fur die wandernden Amphibien geschaffen wird und

einmalig Laichschnire aus dem bereits besiedelten Gewasser eingebracht werden.
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